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Einleitung. 


Die  Kapitulationen,  eine  durch  das  islamische  Recht 
gebotene  Notwendigkeit 

Bei  allen  die  Türkei  betreffenden  rechtlichen  und 
politischen  Dingen  dürfen  wir  nie  vergessen,  daß  die  Staats- 
religion, der  Islam,  und  der  Körper  des  Staates  selbst  ein 
unzertrennbares  Ganzes  bilden.  So  ergibt  sich  auch  die 
Stellung  der  Fremden  in  der  Türkei  aus  dem  religiösen 
Charakter  des  osmanischen  Staates.  Von  dem  fanatischen 
Schwärmer  Mohamed  —  über  die  Reihe  der  Kalifen  hinweg  — 
bis  zur  Zeit  der  Eroberung  Konstantinopels  durch  die  Osmanen 
finden  wir  die  ganze  äußere  Politik  des  türkischen  Staates 
einzig  und  allein  von  einem  Gedanken  beherrscht,  den 
Mohamed  im  Koran  zur  Richtschnur  seiner  Anhänger 
und  Nachfolger  gemacht  hat.  Er  sagt  in  der  II.  Sure 
Vers  189: 

„Und  bekämpfet  sie,  bis  die  Verführung  aufgehört  hat 
und  der  Glaube  an  Allah  da  ist." 

Er  predigt  also  Kampf  gegen  alle,  die  nicht  dem  Islam 
angehören.  Ein  Waffenstillstand  in  diesem  Kampfe  soll  nur 
dann  möglich  sein,  wenn  die  Türken  es  selbst  für  das 
Gegebene  halten  und  die  Unterlegenen  sind  (s.  Koran 
Sure  43  Vers  37). 
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Dieser  Grundsatz  konnte  rücksichtslos  durchgeführt 
werden,  solange  die  Osmanen  das  wilde,  rauhe  Steppenvolk 
waren,  dem  Mohamed  seine  Religion  gab.  Mit  zwingender 
Notwendigkeit  mußte  er  aber  zum  wenigsten  gemildert 
werden,  als  die  Osmanen  zum  Meere  vordrangen  und 
endlich  in  Europa  in  Berührung  mit  denjenigen  Völkern 
kamen,  die  durch  ihren  Handel  damals  die  Meere  be- 
herrschten. Den  islamischen  Kaufleuten  war  es  nach 
Koranrecht  nicht  gestattet,  das  türkische  Reich,  den  Dar 
ul  Islam,  zu  verlassen.  Sie  mußten  also  die  Vermittelung 
der  christlichen  Kaufleute  anrufen;  auch  ihnen  lag  ja  daran, 
ein  größeres  Absatzgebiet  für  ihre  Waren  zu  gewinnen. 
So  wurde  denn  zunächst  im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts 
italienischen  Kaufleuten  von  den  damaligen  türkischen  Macht- 
habern  gestattet,  Handelsfaktoreien  in  der  Türkei  anzulegen. 

Was  die  Rechtsstellung  dieser  Kaufleute  im  islamischen 
Reiche  anbetraf,  so  herrschte  zunächst  ein  völlig  unklarer 
Zustand.  Im  großen  und  ganzen  waren  die  kühnen  Kauf- 
leute von  Pisa,  Genua  und  Venedig,  die  in  der  Hauptsache 
damals  diese  Geschäfte  wagten,  der  Willkür  der  jeweilig  in 
der  Türkei  herrschenden  Sultane  preisgegeben.  Je  nach 
deren  Laune  wurden  sie  behandelt,  bald  freundlich  und 
zuvorkommend,  bald  grausam  hart.  Ein  fortwährender 
Kleinkrieg  an  Repressalien  bestand  zwischen  eben  diesen 
Republiken  und  der  Türkei.  Es  ist  klar,  daß  die  pisanischen, 
venezianischen  und  genuesischen  Kaufleute  unter  der  völligen 
Unklarheit  ihrer  Stellung  sehr  zu  leiden  hatten.  Es  ging 
denn  auch  ihr  eigenes,  sowie  auch  das  ganze  Denken  und 
Dichten  ihres  Heimatstaates  darauf  aus,  Verträge  von  der 
Pforte  zu  erlangen,  durch  die  sie  wenigstens  in  etwas  gegen 
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die  Willkür  der  osmanischen  Herrscher  geschützt  würden. 
So  entstand  denn  im  13.  und  14.  Jahrhundert  eine  Reihe  von 
Abkommen  zwischen  den  italienischen  Republiken  und  der 
Pforte,  die  die  Stellung  der  Kaufleute  wenigstens  in  den  Haupt; 
sachen  sicherten.  Man  nannte  diese  Verträge  Kapitulationen. 

Einige  wollen  heute  dieses  Wort  von  capitulatio 
herleiten  und  es  als  Übersetzung  des  türkischen  Wortes 
sulch  —  der  Friede  auffassen.  Sie  wollen  also  den  Sinn 
dieser  Verträge  in  einem  vom  Sultan  bewilligten  Waffen- 
stillstand erblicken.  Eine  solche  Ansicht  ist  aber  nach 
dem  Vorhergesagten  unhaltbar.  Ein  Waffenstillstand  mit  Un- 
gläubigen sollte  nur  abgeschlossen  werden,  falls  die  Türken 
die  Schwächeren  waren.  Zu  jener  Zeit  waren  aber  die 
Sultane  völlig  Herren  der  Situation.  Ja,  die  Kapitulationen 
sind  vielmehr,  wie  wir  im  folgenden,  insbesondere  auch  aus 
der  Entstehungsgeschichte  der  ersten  preußischen  Kapitulation 
ersehen  werden,  als  große  Gunst-  und  Gnadenbeweise  der 
osmanischen  Herrscher  aufgefaßt  worden.  Richtiger  leitet 
sich  das  Wort  wohl  vom  italienischen  capitulazio  her.  Seine 
Bedeutung  wäre  demnach  gleich  Kapitel. 

Die  wichtigste  aller  Kapitulationen,  die  in  ihrer  Ab- 
fassung die  Grundlage  für  alle  in  der  späteren  Zeit  von  der 
Pforte  gewährten  Verträge  bildete,  kam  im  Jahre  1535 
zwischen  Soliman  II.  und  dem  französischen  Könige  Franz  I. 
zustande.  Einem  geschickten  französischen  Unterhändler, 
dessen  Name  es  wohl  verdient,  hier  erwähnt  zu  werden, 
Jean  de  la  Foret,  war  es  gelungen,  den  Sultan  dahin  zu 
bringen,  diese  Kapitulation  den  Franzosen  zu  gewähren. 
Sie  gab  den  Franzosen  die  weitgehenden  Rechte,  auf  die 
in  ihren  Anfangsgründen  die  ganze  gewaltige  Stellung  be- 
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ruht,  die  sich  Frankreich  in  der  Folgezeit  an  der  Pforte  zu 
verschaffen  wußte.  Erst  durch  den  Verlauf  des  jetzigen 
Weltkrieges  wurde  der  französische  Einfluß  auf  die  Pforte 
in  seihen  Grundfesten  erschüttert  und  wird  nun  hoffentlich 
für  alle  Zeiten  dem  deutschen  Einfluß  weichen  müssen.  An 
sich  stellt  der  Abschluß  dieser  Kapitulation  eine  Ungeheuer- 
lichkeit dar,  bildet  sie  doch  ein  Bündnis  zwischen  dem 
allerchristlichsten  König  und  dem  Erzfeind  alles  Christen- 
tums, dem  Sultan.  Sie  war  aber  politisch  für  Franz  I.  not- 
wendig geworden  durch  den  Zwist  mit  dem  Habsburger 
Karl  V.  Nach  Pavia  durfte  Franz  selbst  vor  einem  solchen 
Mittel  nicht  zurückschrecken,  wenn  es  ihm  nur  die  Möglich- 
keit bot,  Habsburg  zu  schädigen. 

In  den  nächsten  Jahren  gelang  es  Frankreich,  durch  elf 
einzelne  Verträge  die  Kapitulation  auszubauen  und  endlich 
die  Zusammenfassung  aller  dieser  Änderungen  in  der  Kapi- 
tulation vom  28.  Mai  1740  zu  erlangen. 

Mit  dem  Inhalt  der  Verträge  im  einzelnen  brauchen 
wir  uns  hier  nicht  zu  beschäftigen,  da  wir  bei  Besprechung 
der  preußischen  Kapitulation  von  1760  zugleich  den  Inhalt 
aller  anderen  kennen  lernen  werden. 

Nachdem  Frankreich  1535  in  so  glücklicher  Weise  den 
Anfang  der  Abkommen  mit  der  Pforte  gemacht  hatte,  trieb 
die  Handelseifersucht  auch  die  anderen  Großmächte  der 
damaligen  Zeit  dazu,  ähnliche  Verträge  von  der  Pforte  zu 
erlangen.  England  folgte  bereits  1580,  die  Niederlande  1612, 
Österreich  161 5,  Schweden  1737,  Dänemark  1756,  und  end- 
lich gelang  es  1 761  auch  dem  preußischen  Staat,  eine  Kapi- 
tulation mit  der  Pforte  abzuschließen. 
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I. 

Die  preußisch -türkischen  Beziehungen  unter  Friedrich  dem 
Großen  bis  zum  Abschluß  der  preußischen  Kapitulation. 

Friedrich  dem  Großen  war  es  vorbehalten,  die  ersten 
Bande  zwischen  der  Pforte  und  Preußen  zu  knüpfen. 

Zwar  war  schon  1718  die  Pforte  an  den  König  Friedrich 
Wilhelm  I.  mit  dem  Plan  eines  Bündnisses  herangetreten, 
infolge  Preußens  Weigerung  war  jedoch  dieser  Plan  zu  nichte 
geworden.  In  der  nächsten  Zeit  machen  sich  dann  noch 
einige  Male  preußische  Einflüsse  bei  der  Pforte  bemerkbar. 
Es  handelt  sich  hier  aber  stets  nur  um  die  vorübergehende 
Anwesenheit  preußischer  Staatsangehöriger  in  der  Türkei. 

Der  Plan  eines  preußisch-türkischen  Bündnisses  tauchte 
in  Friedrich  zum  ersten  Male  auf,  als  er  1740  mit  Schwerin 
und  Podewils  beratschlagte,  auf  welche  Weise  er  sich  am 
besten  in  den  Besitz  des  von  ihm  geforderten  Schlesiens 
setzen  könnte.  Damals  faßte  er  einen  Angriff  der  Preußen 
in  Schlesien  und  einen  gleichzeitigen  Einfall  der  Türken  in 
Ungarn  ins  Auge,  um  so  Österreich  doppelt  zu  packen. 

Nach  der  Schlacht  bei  Mollwitz  1 741  wurde  ihm  von 
französischer  Seite  ein  ähnlicher  Plan  nahegelegt.  Der  fran- 
zösische Marschall  Belle -Isle  schlug  ihm  im  Auftrage  seiner 
Regierung  vor,  eine  französisch-preußisch-türkisch-tartarische 
Allianz  mit  der  Spitze  gegen  Österreich  zu  bilden. 

Friedrich  ging  jedoch,  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf 
Rußland,  auf  den  Vorschlag  des  Franzosen  nicht  ein  und 
unternahm  auch  in  der  Folgezeit  keine  entscheidenden 
Schritte,  um  sich  mit  der  Pforte  in  Verbindung  zu  setzen. 
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In  Konstantinopel  selbst  tauchten  zwar  auch  damals  wieder 
einige  Abenteurer  auf,  die  sich  für  geheime  preußische 
Bevollmächtigte  halten  ließen,  Friedrich  aber  überließ 
die  Vertretung  seiner  Interessen  dort  vollständig  dem  fran- 
zösischen  Gesandten  Desalleurs.  Wie  sehr  er  aber  zu  aller 
Zeit  eine  türkisch -preußische  Annäherung  vor  Augen  hatte 
und  wie  sehr  ihn  ein  solcher  Plan  immer  beschäftigt  hat, 
zeigt  er  in  seinem  politischen  Testament  von  1750.  Er  sagt 
hier  dem  Sinne  nach,  ein  Soliman  auf  dem  Throne  der 
Türkei  und  Preußen  mit  ihm  im  Bündnis  könnten  aller 
Welt  trotzen. 

Zu  einem  entscheidenden  Schritte  führte  erst  das 
Jahr  1755.  Ende  1754  verstarb  in  Konstantinopel  der 
französische  Gesandte  Desalleurs,  und  einige  Zeit  darauf 
der  Sultan  Mahmud  I.  Friedrich  der  Große,  der  die  Schatten 
des  siebenjährigen  Krieges  voraussah  und  wußte,  daß  er  in 
Europa  nur  auf  geringe  Sympathien  zu  rechnen  hatte,  drängte 
den  französischen  Hof,  so  schnell  wie  möglich  einen  neuen 
tüchtigen  Gesandten  zu  ernennen.  Ja,  er  entschloß  sich  nun 
selbst,  einen  Unterhändler  nach  Konstantinopel  zu  senden. 
Er  wählte  hierzu  den  Leutnant  und  Flügeladjutanten  Haude. 

Haude  war  in  Hischberg  in  Schlesien  geboren,  war 
sodann  als  Handlungsgehilfe  eines  Breslauer  Handels- 
hauses nach  der  Türkei  gegangen  und  dort  Leiter  einer 
Filiale  seiner  Firma  in  Pera  geworden.  Später  trat  er  in 
österreichische  Militärdienste,  machte  als  Kornett  den  Türken- 
krieg mit  und  kam  als  Gefangener  nochmals  nach  der  Türkei. 
Als  Schlesien  preußisch  wurde,  kehrte  Haude  in  seine  Heimat 
zurück.  Er  trat  in  preußische  Dienste,  wurde  Leutnant  und 
Flügeladjutant  des  Königs.  r  ih 
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Wenn  wir  die  Gründe  betrachten,  die  Friedrich  zu 
seiner  Wahl  bewogen,  so  haben  wir  sie  wohl  hauptsächlich 
in  der  sehr  großen  Kenntnis  der  türkischen  Angelegenheiten, 
die  Haude  während  seiner  Anwesenheit  dort  sich  erworben 
haben  wollte,  zu  suchen.  In  Wirklichkeit  scheint  es  jedoch 
nach  dem  Urteil  der  meisten  Zeitgenossen  vor  allem  mit 
Haudes  türkischer  Sprachkenntnis  nicht  allzuweit  her  gewesen 
zu  sein.  Als  Diplomat  erwies  er  sich  infolge  seines  rauhen 
Auftretens  auch  nicht  allzu  geschickt,  zum  großen  Bedauern 
des  schwedischen  Gesandten  Celsing,  der  ihn  in  Konstanti- 
nopel unter  seine  Fittiche  nehmen  mußte. 

Haudes  Instruktion,  vom  Könige  'persönlich  verfaßt, 
verlangt  von  ihm  zunächst  einmal  völlige  Geheimhaltung 
seiner  Mission.  In  keiner  Weise  soll  er  die  ihm  mitge- 
gebenen Pläne  Friedrichs  auch  nur  ahnen  lassen.  Unter 
falschem  Namen,  als  königlicher  Kommerzialrat  Karl  Adolf 
von  Rexin,  geht  er  als  völliger  Privatmann  nach  Konstanti- 
nopel. Als  Grund  für  seine  Reise  soll  er  im  Notfall  an- 
geben, er  sei  auf  der  Suche  nach  einem  neuen  Absatzmarkt 
für  die  schlesische  Leinewand,  deren  Einfuhr  Maria  Theresia 
als  kleinliche  Rache  für  den  Verlust  Schlesiens  damals  gerade 
in  all  ihren  Ländern  verboten  hatte. 

Seine  geheime  Instruktion  bestand  in  zwei  vom  König 
selbst  geschriebenen  Entwürfen.  Der  eine  enthält  ,, Points 
de  traite  de  commerce",  der  andere,  weitergehend  ,, Points 
principaux  pour  faire  un  traite  d'amitie  et  d'alliance  defen- 
sive". Haudes  Hauptaufgabe  soll  darin  bestehen,  die  Lage 
an  der  Pforte  im  allgemeinen  zu  erforschen.  Er  soll  ins- 
besondere die  Gesinnung  des  Sultans  und  der  einflußreichsten 
Minister  studieren.    Bestechungen  darf  er  in  keiner  Weise 
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sparen.  Ja,  er  wird  geradezu  aufgefordert,  anzugeben, 
„ob  und  was  vor  Corruptiones  zu  machen  sein;  auch,  worin 
solche  bestehen  müssen  und  was  solche  kosten  würden". 
Zum  Abschluß  der  Verträge  selbst  hat  er  jedoch  keine 
Berechtigung.  Wenn  er  der  Ansicht  ist,  daß  der  Abschluß 
nahe  bevorstände,  soll  er  unverzüglich  dem  Könige  Nach- 
richt geben;  dieser  wird  dann  sofort  einen  zum  Abschluß 
bevollmächtigten  Gesandten  senden.  Seine  Empfehlungs- 
briefe lauten  an  den  schwedischen  Gesandten  Celsing. 

Reichlich  mit  Geldmitteln  versehen,  trat  Rexin  in  aller 
Stille,  nur  von  zwei  Feldjägern  begleitet,  Januar  1755  die 
Reise  an  und  gelangte  glücklich  nach  Konstantinopel.  Hier 
wurde  er  von  Celsing,  dem  er  allerdings  nur  seine  In- 
struktionen in  betreff  des  Handelsvertrages  mitteilte,  in 
jeder  Weise  unterstützt.  Französische  Hilfe  fehlte  ihm,  da 
der  Gesandtschaftsposten  noch  immer  unbesetzt  war  und 
Friedrich  in  Anbetracht  der  Wichtigkeit  seiner  Mission  ihm 
ausdrücklich  untersagt  hatte,  sich  an  den  Botschaftssekretär 
zu  wenden.  Ein  sehr  glücklicher  Zufall  war  es  jedoch,  daß 
gerade  damals  Ali  Pascha,  der  Doktorsohn  genannt,  Groß- 
vesir  war.  Ali  war  ein  hochgebildeter  Mann  und  ein  auf- 
richtiger Verehrer  Friedrichs  des  Großen. 

So  schienen  die  Dinge  für  Rexin  sehr  günstig  zu  liegen, 
als  Ali  Pascha  durch  eine  Serailintrigue  gestürzt  wurde. 
Seiner  Einwirkung  aber  war  es  noch  zu  danken,  daß  der 
Sultan  in  äußerst  höflicher  Form  Rexin  mitteilen  ließ,  zur- 
zeit wäre  er  nicht  in  der  Lage,  einen  Bündnisvertrag  abzu- 
schließen. Er  sei  aber  von  der  aufrichtigen  Gesinnung 
Preußens  für  das  Osmanentum  überzeugt,  er  betrachte  sogar 
Preußen  als  zweiten  Freund  der  Pforte. 
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Auf  Celsings  Rat  und  da  der  fortwährende  Wechsel 
der  Großvesire  unter  dem  neuen  Sultan  Osman  —  sie 
wechselten  fünfmal  in  einem  Jahre  —  ein  gedeihliches 
Verhandeln  unmöglich  zu  machen  schien,  trat  Rexin  die 
Heimreise  an  und  traf  im  November  1755  wieder  in 
Potsdam  ein. 

1756  sandte  der  König  Rexin  zum  zweitenmal  nach 
Konstantinopel.  Infolge  der  inzwischen  abgeschlossenen 
Konvention  von  Westminster  mußte  dieser  nun  seinen 
Rückhalt  nicht  mehr  an  dem  französischen,  sondern  an 
dem  britischen  Gesandten  suchen. 

Hier  aber  fand  er  nicht  die  Unterstützung,  die  er  wohl 
von  dem  Verbündeten  seines  Königs  hätte  erwarten  können. 
Dem  englischen  Handelsinteresse  in  Rußland  waren  seine  • 
Pläne  nicht  genehm.  Ein  Vorgehen  der  Tartaren  oder  gar 
der  Türken  selbst  gegen  Rußland  hätte  notwendigerweise 
den  Handel  dieses  Landes  unterbinden  müssen.  Das 
gewaltige  Absatzgebiet  wollten  die  Londoner  Kaufleute 
aber  nicht  missen.  So  unterstützte  die  englische  Regierung 
nur  äußerlich  Friedrichs  Interesse  bei  der  Pforte.  In  Wirk- 
lichkeit jedoch  stand  sie  seinen  Plänen  feindlich  gegenüber 
und  leistete,  sobald  es  definitiv  zum  Abschluß  eines  Bündnis- 
vertrages kommen  sollte,  passiven  Widerstand.  Auch  Friedrichs 
eindringlichstes  Bitten  konnte  diesen  nicht  überwinden. 

Dies  erkennen  wir  besonders  deutlich  im  Jahre  1760. 
Es  war  Rexin  gelungen,  den  Großvesir  Raghub  Muhamed 
Pascha,  ,,den  letzten  großen  Vesir  des  Osmanenreiches", 
dem  Plan  eines  Bündnisses  geneigt  zu  machen.  Englands 
Beitritt  wurde  von  der  hohen  Pforte  gefordert  und  auch 
von  England  zugesagt.    Der  Bündnisvertrag  lag  dem  Divan 


—   16  — 


zur  endgültigen  Unterzeichnung  vor.  Ende  1759  gelangten 
jedoch  Gerüchte  nach  Konstantinopel,  die  einer  gewissen 
Grundlage  nicht  entbehrten,  daß  Friedrich  und  England 
Frieden  schließen  wollten.  Raghub  verlangte  nun  Januar  1760 
von  Friedrich  und  vom  König  von  England  vorsichtiger- 
weise die  schriftliche  Bestätigung,  daß  sie  den  Krieg  weiter- 
führen würden.  Sofort  nach  Eintreffen  dieses  Schreibens 
sollte  der  Allianzvertrag  von  der  Pforte  unterzeichnet  werden. 
Friedrich  sandte  umgehend  seine  Versicherung.  Von  Seiten 
Englands  geschah  dies  jedoch  nicht,  und  der  Vertrag  kam 
nicht  zustande. 

Einen  Erfolg  sollten  jedoch  Friedrichs  ununterbrochene 
Bemühungen  dennoch  zeitigen. 

Die  Pforte  trat  diesmal  an  Friedrich  heran.  Ende  1759 
wandte  sich  Raghub  an  Rexin  und  schlug  ihm  vor,  das 
Allianzbündnis  zunächst  völlig  auf  sich  beruhen  zu  lassen, 
jedoch  einen  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  zwischen 
Preußen  und  der  Türkei  abzuschließen. 

Es  ist  hier  wohl  zu  beachten,  daß  die  Pforte  es  war, 
die  den  ersten  Schritt  tat.  Trotz  der  nach  den  verschiedensten 
Urteilen  nicht  sehr  wertvollen  Figur  des  Rexin,  trotz  des 
überall  entgegenarbeitenden  Interesses  der  bereits  bei  der 
Pforte  vertretenen  Mächte  hatte  Friedrichs  Auftreten  und 
das  in  seinen  Grundzügen  nur  von  ihm  bestimmte  Handeln 
seines  Bevollmächtigten  es  soweit  gebracht,  daß  die  Pforte 
einen  Vertrag  mit  Friedrich  abzuschließen  suchte.  Es  war 
dies  eben  die  Pforte,  die  sich  gerade  zu  jener  Zeit  völlig 
gleichgültig  allen  politischen  Plänen  gegenüber  verhielt. 

Rexin  nahm  den  Vorschlag  sofort  an,  und  am  2.  April 
1761    erfolgte    in    feierlicher   Audienz   Rexins  beim  Groß- 
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vesir  der  Abschluß  des  preußisch-türkischen  Freundschafts- 
vertrages. 

Aus  Friedrichs  damaliger  Lage  ergibt  sich  notwendig, 
daß  er  selbst  diesen  Vertrag  nicht  allzu  hoch  schätzte.  Von 
Feinden  umringt,  hatte  er,  der  Freigeist,  sich  doch  erst  nach 
Zögern  mit  dem  Plan  einer  Allianz  mit  dem  Türkentum 
vertraut  gemacht.  Es  war  jetzt  aber  auch  all  sein  Denken 
und  Trachten  darauf  gerichtet,  einen  tatkräftigen  Verbündeten 
neben  sich  zu  wissen,  der  ihm  auf  dem  Schlachtfelde  einen 
Teil  seiner  gewaltigen  Last  abnehmen  könnte.  So  fand  er 
zwar  den  Vertragsabschluß  ,,an  sich  ganz  gut",  drängte  aber 
Rexin  vor  allem  dazu,  nun  auch  den  Bündnisvertrag  zu- 
stande zu  bringen. 

Zum  Abschluß  eines  Bündnisvertrages  zwischen  Friedrich 
und  der  Pforte  sollte  es  jedoch  in  der  Folgezeit  nicht  mehr 
kommen.  Ein  wirklich  dauerhaftes  Bündnis  zwischen  zwei 
Staaten  fordert  stets  ein  für  beide  Teile  bindendes,  gleich- 
mäßiges Interesse,  und  ein  solches  war  für  die  Türkei,  die 
sich  damals  noch  immer  einer  hohen  Blüte  erfreute,  nicht 
gegeben.  Erst  über  1 50  Jahre  später  wurden  Friedrichs 
Pläne  verwirklicht.  Heute  kämpfen  Türken  und  Deutsche 
nebeneinander,  an  ihrer  Seite  aber  als  treuer  Kamerad 
diejenige  Macht,  gegen  die  sich  alle  Bündnispläne  Friedrichs 
richteten,  Österreich-Ungarn. 


Diss.  Brehmer. 
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II. 

Religiöse,  persönliche  und  wirtschaftliche  Rechte,  die  sich  aus 
der  Kapitulation  für  die  deutschen  Staatsangehörigen  ergeben. 

Die  preußisch-türkische  Kapitulation  vom  22.  März  1761 
ist  die  Grundlage  der  Stellung  der  deutschen  Staatsangehörigen 
in  der  Türkei  bis  zur  Aufhebung  der  Kapitulationen.  Durch 
die  preußisch-türkischen  Handelsverträge  von  1840  und  1862 
wurde  ihr  Inhalt  zunächst  auf  alle  Angehörigen  des  deutsehen 
Zollvereins  und  in  dem  Freundschafts -Handels-  und  SchirT- 
fahrtsvertrag  vom  26.  August  1890  zwischen  dem  Reich  und 
der  Türkei  auch  auf  alle  deutschen  Staatsangehörigen  aus- 
gedehnt. 

Wir  können  also  im  folgenden  stets  von  Rechten  der 
Deutschen  sprechen,  wenn  auch  die  aus  der  Kapitulation  an- 
geführten Stellen  nur  von  Preußen  reden. 

Hier  sei  noch  erwähnt,  daß  auch  die  Hansestädte  1 839 
mit  der  Türkei  eine  Kapitulation  und  1862  einen  Vertrag  abge- 
schlossen haben.  Beide  sind  durch  die  Aufnahme  der  Städte 
in  den  Zollverband  des  Reichs  jedoch  heute  bedeutungslos 
geworden. 

Mit  ihren  8  Artikeln  ist  die  preußische  die  kürzeste  aller 
Kapitulationen.  Die  Meistbegünstigungsklausel  ist  dem  Sinne 
nach  in  ihr  enthalten.  Alle  durch  andere  Verträge  fremden 
Staatsangehörigen  bis  dahin  gewährten  Vorteile  gelten  heute 
also  auch  für  die  Deutschen.  Um  nun  die  diesen  zustehenden 
Rechte  festzustellen,  müssen  wir  die  Summe  der  Bestimmungen 
aller  Kapitulationen  zu  der  preußischen  hinzunehmen.  Nur 
so  ist  daher  die  Kürze  der  preußischen  zu  verstehen.  Zählt 
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doch  die  umfassende  französische  Kapitulation  von  1740  nicht 
weniger  als  80  Artikel.  Wenn  wir  also  in  der  Folge  die 
Summe  der  den  Deutschen  verliehenen  Rechte  betrachten,  so 
haben  wir  uns  zu  vergegenwärtigen,  daß  nur  ein  sehr  geringer 
Teil  von  ihnen  in  der  den  Preußen  direkt  verliehenen  Kapi- 
tulation ausdrücklich  angeführt  ist. 

Von  größter  Bedeutung  ist  zunächst  die  Gewährleistung 
der  Kultusfreiheit.  Der  starre  Islam  gibt  hier  nach  und  er- 
laubt den  fremden  Christen  in  den  unter  ihm  stehenden  Ländern 
freie  Religionsübung.  Dann  wird  weiter  schon  in  den  ältesten 
Kapitulationen  den  Christen  freie  Pilgerfahrt  nach  Jerusalem 
und  freier  Aufenthalt  an  den  heiligen  Stätten  gewährleistet. 
Schutz  ihrer  Gotteshäuser  wird  ihnen  zugesagt. 

Ein  Mißbrauch  wird  ausdrücklich  abgeschafft.  Der  Koran 
verbietet,  Ausbesserungen  an  christlichen  Kirchen  vorzuneh- 
men. Die  türkischen  Beamten  benutzten  dies  nun  unter  dem 
Vorwand,  sie  hätten  im  Geheimen  Ausbesserungen  an  den  Kir- 
chen vorgenommen,  Geldsummen  von  den  Fremden  zu  er- 
pressen. Dies  wird  ihnen  strengstens  untersagt.  Ja,  ihnen  selbst 
wird,  um  jede  Belästigung  während  des  Gottesdienstes  tun- 
lichst zu  vermeiden,  nur  einmal  im  Jahre  Zutritt  zu  den 
Kirchen  gestattet.  — 

Ausführliche  Bestimmungen  finden  sich  namentlich  über 
den  Übertritt  von  Christen  zum  Islam.  Ein  genaues  Verfahren 
wird  hier  festgesetzt.  Ein  solcher  Übertritt  soll  durch  eine 
Erklärung  vor  dem  türkischen  Kadi  erfolgen.  Die  Erklärung 
ist  jedoch  nur  gültig,  wenn  sie  in  Gegenwart  des  deutschen 
Dragomans  abgegeben  wird.  Ausdrücklich  hat  der  in  Frage 
kommende  Deutsche  noch  zu  erklären,  daß  keinerlei  Zwang 
von  Seiten  der  Türken  ihn  zum  Übertritt  bewogen  hat. 

2* 
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Weiter  wird  nach  Kapitulationsrecht  den  deutschen  Staats- 
angehörigen zugesichert  die  Freiheit  der  Niederlassung  im 
ganzen  osmanischen  Reiche,  die  Freiheit  der  Person  und  des 
Eigentums.  Endlich  wird  ein  jeder  Eingriff,  der  die  Verletzung 
der  Wohnung  eines  Deutschen  zur  Folge  hat,  strengstens 
verboten. 

Kein  Deutscher  darf  von  den  türkischen  Behörden  aus 
irgend  welchem  Grunde  ins  Gefängnis  geworfen  werden. 
Er  darf  nicht  zum  Sklaven  gemacht  werden.  Ja,  die  preu- 
ßische Kapitulation  geht  im  Artikel  6  noch  bedeutend  weiter. 
Sollte  nämlich  in  Kriegszeiten  ein  Preuße  unter  den  Gefangenen 
sein,  die  die  Türken  von  ihren  Feinden  gemacht  haben,  so 
soll  er  nur,  falls  er  mit  eigenem  freien  Willen  gegen  die  Türkei 
zu  den  Waffen  gegriffen  hat,  Sklave  werden.  Stellt  es  sich 
aber  heraus,  daß  er  sich  unter  den  feindlichen  Truppen  be- 
fand, „par  imprudence  ou  de,  quelque  semblable  maniere", 
so  soll  er  in  Freiheit  gesetzt  werden,  sobald  er  als  Preuße 
erkannt  und  als  solcher  zurückgefordert  wird.  —  Auch  ist 
es  nach  Kapitulationsrecht  ausdrücklich  verboten,  deutsche 
Staatsangehörige  unter  irgend  welchen  Vorwänden  zu  Diensten 
zu  pressen. 

Aus  dem  Schutz  der  persönlichen  Freiheit  folgt  weiter, 
daß  auch  nur  der  einzelne  Deutsche  für  sein  Tun  verant- 
wortlich gemacht  werden  kann.  Es  ist  darüber  im  Artikel  5 
der  Kapitulation  gesagt:  „et  si  quelque  autre  Prussien  endette 
ou  coupable  prenait  la  fuite,  un  autre  Prussien  qui  n'est  pas 
coupable  du  delit  ne  sera  pas  saisi  ni  moleste".  Es  darf  also 
keineswegs,  wie  es  häufig  früher  der  Fall  war,  die  Tat 
eines  einzelnen  an  irgend  einem  anderen  oder  gar  an  der  Ge- 
samtheit seiner  Landsleute  gerächt  werden. 
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Die  völlige  Freiheit  des  Eigentums  wird  gewährleistet. 

Es  ist  nicht  mehr  zulässig,  das  sogenannte  ius  albinagii 
auszuübenfd.  h.  in  Zukunft  ist  der  türkische  Fiskus  nicht  mehr 
der  Erbe  des  Nachlasses  eines  in  der  Türkei  gestorbenen 
Preußen.  Vielmehr  soll  in  Zukunft  der  Nachlaß  in  die  Hand 
des  preußischen  Konsuls  gelegt  werden:  ,,pour  etre  restitue 
ä  leurs  heritiers".  Findet  sich  kein  Erbe  vor,  so  soll  einer 
der  Landsleute  die  Sachen  an  sich  nehmen.  Er  darf  hierbei 
in  keiner  Weise  von  den  türkischen  Beamten  gehindert 
werden.  Nur  wenn  überhaupt  kein  preußischer  Staatsan- 
gehöriger am  Orte  ist,  können  die  türkischen  Behörden 
eingreifen.  In  diesem  Falle  hat  der  türkische  Ortsrichter 
ein  genaues  Verzeichnis  der  Hinterlassenschaft  aufzu- 
stellen und  es  versiegelt  dem  nächsten  Konsul  einzureichen. 
Dem  mit  der  Abholung  des  Nachlasses  beauftragten  Boten 
hat  er  anstandslos  alle  Güter  des  Verstorbenen  auszu- 
händigen. 

Auch  bei  Schiffbrüchen  soll  preußisches  Eigentum  in 
jeder  Weise  geschützt  werden.  In  derartigen  Fällen  haben 
die  türkischen  Behörden  sich  jeder  Feindlichkeit  zu  enthalten. 
Falls  das  Schiff  strandet  und  die  ganze  Mannschaft  das  Leben 
verliert,  soll  auch  hier  ein  Verzeichnis  der  geretteten  Sachen 
unverzüglich  dem  nächsten  preußischen  Konsul  eingereicht 
werden.  Für  ihre  Mühe  sollen  die  türkischen  Behörden  nicht 
mehr  nehmen,  ,,que  le  payement  ordinaire  pour  ceux  qui  ont 
servi  ä  les  sauver  et  les  Transporter".  Geschieht  es  aber 
dennoch,  daß  einzelne  Sachen  entwendet  werden,  so  werden 
die  türkischen  Behörden  alles  versuchen,  um  sie  aufzufinden 
und  dem  Konsul  auszuliefern.  Die  Schuldigen  sind  streng- 
stens zu  bestrafen. 
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Ausdrücklich  wird  im  Artikel  3  die  Requisition  preußi- 
scher Schiffe  für  kriegerische  Zwecke,  als  da  ist  ,,transporter 
des  troupes,  canons,  munitions  de  guerre  et  autres  choses 
semblables"  verboten. 

Die  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  wird  bereits  in  der 
französischen  Kapitulation  von  1535  garantiert.  Nur  in  Be- 
gleitung des  Konsuls  darf  ein  türkischer  Beamter  die  Woh- 
nung eines  Deutschen  betreten.  Die  Pforte  hat  später  diesen 
Grundsatz  noch  einmal  anerkannt,  indem  sie  in  den  Artikel  2 
des  Gesetzes  von  1867,  das  die  Fremden  bei  Immobiliarsachen 
unter  türkische  Gerichtsbarkeit  stellte,  ausdrücklich  hinzufügte: 
,,Mais  sous  la  reserve  des  immunites  attaches  ä  leur  per- 
sonne aux  termes  des  traites." 

Im  Artikel  1  der  Kapitulation  wird  den  Preußen  voll- 
ständige Verkehrsfreiheit  im  ganzen  Gebiet  der  Pforte  zuge- 
sichert. Es  heißt  dort:  ,,il  sera  permis  aux  sujets  et  habi- 
tans  de  deux  cötes  de  trafiquer  librement  tant  par  mer  que 
par  terre."  Preußen,  die  mit  einem  Paß  versehen  sind,  sollen 
in  keiner,  auch  nur  denkbaren  Weise  belästigt  werden,  sei 
es  nun  bei  ihrer  Ankunft,  während  ihres  Aufenthaltes  oder 
bei  ihrer  Abfahrt. 

Ganz  besonders  ausführlich  sind  bei  der  Kürze  der 
preußischen  Kapitulationen  die  Bestimmungen  über  die  Freiheit 
der  Schiffahrt.  Es  liegt  dies  an  der  auch  in  der  Einleitung 
zur  Kapitulation  erwähnten  weiten  Entfernung,  die  die  beiden 
Nationen  trennte  und  die  ihre  Beziehungen  wohl  in  der 
Hauptsache  auf  dem  Wege  der  Schiffahrt  beruhen  ließ. 

Es  ist  preußischen  und  damit  deutschen  Schiffen,  frei 
von  jeder  Belästigung,   gestattet,  jeden   beliebigen  Hafen- 
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platz  der  Türkei  anzulaufen.  Bei  etwaigen  Beschädigungen 
müssen  ihnen  die  Behörden  in  jeder  Weise  entgegenkommen. 
Alle  Hilfsmittel  sollen  ihnen  geboten  werden,  urq  ihre 
Schäden  auszubessern.  Es  wird  ihnen  weiter  ausdrücklich 
gestattet,  zu  ihrer  Verproviantierung  Lebensmittel  zu 
kaufen,  falls  sie  sie  mit  Gelde  in  ihrer  Währung  be- 
zahlen. Beim  Einlaufen  in  die  Dardanellen  oder  in 
irgend  einen  anderen  Hafen  darf  von  ihnen  auch 
nur  der  gewöhnliche  Zoll  und  nichts  darüber  erhoben 
werden. 

Schon  oben  haben  wir  erwähnt,  daß  bei  Schifibrüchen 
die  türkischen  Behörden  helfen  wollen. 

Im  Artikel  3  finden  wir  ferner  ausführliche  Be- 
stimmungen darüber,  daß  die  „courtoisie  en  mer"  zwischen 
beiden  Staaten  ausgeübt  werden  soll.  Mit  Rücksicht  auf 
frühere  Zeiten  wird  hier  noch  einmal  ausdrücklich  hinsichtlich 
der  Begegnung  mit  preußischen  Schiffen  hervorgehoben, 
„on  ne  les  empechera  point  dans  leur  voyage  et  ne  demandera 
et  ne  prendra  rien  d'eux  avec  violence." 

Ein  besonderes  Gebiet  der  Seeschifffahrt,  das  von  der 
Türkei  noch  in  dem  Rahmen  der  Kapitulation  geregelt  wird, 
ist  das  Recht,  alles  nur  Mögliche  zur  Unterdrückung,  der 
Seeräubereien  der  Barbareskenstaaten  in  Tunis  und  Algier 
zu  unternehmen.  Die  Pforte  gibt  hier,  wie  wir  sehen  werden, 
ihre  Landsleute  und  ihre  Glaubensgenossen  den  christlichen 
Staaten  preis. 

1535  heißt  es  bereits,  die  Seeräuber  seien,  falls  sie  an 
Ort  und  Stelle  ergriffen  würden,  als  Friedensstörer  zu 
behandeln.  Die  Sklaven  an  Bord  ihrer  Schiffe  sind  unver- 
züglich freizulassen.    Entfliehen  die  Räuber,  so  werden  sie 


verbannt  und  ihre  Güter  konfisziert,  aus  dem  Erlöse  sind 
die  Geschädigten  abzufinden.  In  einer  späteren  Kapitulation 
macht  die  türkische  Regierung,  falls  sich  Frankreich  wieder 
über  Seeräubereien  zu  beklagen  hat,  sogar  die  Vizekönige 
und  Gouverneure  der  in  Betracht  kommenden  Gebiete  ver- 
antwortlich. Noch  später  wird  den  Korsaren  jede  Zuflucht 
in  türkischen  Häfen  verboten.  Endlich  wird  1640  fest- 
gesetzt, daß  Frankreich  jedes  auch  noch  so  weitgehende 
Mittel  zur  Unterdrückung  der  Seeräubereien  gestattet  sein  soll, 
ohne  daß  dadurch  der  Vertrag  mit  der  Türkei  verletzt  wird. 

Über  die  Handelsfreiheit  heißt  es  im  Artikel  1  unserer 
Kapitulation:  ,,quant  ä  l'achat  et  la  vente  de  toutes  sortes 
des  biens  et  marchandises,  on  leur  accordera,  ainsi  qu'aux 
marchands  prussiens  en  general  le  meme  traitement  qui 
s'observe  envers  les  autres  Puissances  amies."  Es  ist  also 
auch  den  Preußen  in  jeder  Hinsicht  völlige  Freiheit  des 
Handels  im  ganzen  osmanischen  Reich  gestattet.  Weder 
die  Zahl  noch  die  Art  der  einzuführenden  oder  auszufü- 
renden  Güter  ist  in  irgend  einer  Weise  beschränkt.  Es  darf 
vor  allem  kein  Schiff  mehr  gezwungen  werden,  seine  Güter 
auszuladen.  Es  darf  nicht  gehindert  werden,  sie  an  einen 
anderen  Ort  zu  bringen.  Ja,  es  steht  ihm  auch  frei,  einen 
Teil  der  Ladung  auszuladen  und  den  anderen  Teil  weiter- 
zutransportieren. 

In  den  französischen  Kapitulationen  von  1740,  1745, 
1767  finden  wir  noch  einige  besondere  Bestimmungen  über 
den  Handel  mit  Lebensmitteln.  Es  ist  hier  ausdrücklich  gesagt, 
daß  im  Fall  eines  Krieges  Lebensmittel  niemals  als  Kontre- 
bande  angesehen  werden  sollen. 
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Uber  die  für  Preußen  geltenden  Zollbestimmungen  rinden 
wir  im  Artikel  2  der  Kapitulation:  ,,quant  a  tous  les  points 
qui  concernent  les  douanes,  le  traitement  qui  s'observe  vis- 
a-vis  des  autres  Puissances  amies  aura  lieu  aussi  envers  les 
Prussiens." 

Zu  beachten  ist  zunächst,  daß  die  Ausländer  im  all- 
gemeinen alle  für  die  Osmanen  geltenden  Abgaben  zu  zahlen 
haben  und  nur  von  den  in  den  Kapitulationen  ausführlich 
erwähnten  Abgaben  frei  sein  sollen. 

Befreit  waren  vor  allem  die  Europäer  von  der  Zahlung 
des  nach  islamischem  Recht  von  jedem  Nichtmuselman  zu 
fordernden  charady,  einer  Steuer,  die  für  den  einzelnen  Kopf 
erhoben  wurde. 

Ausdrücklich  hervorgehoben  wird  in  der  preußischen 
Kapitulation  die  Befreiung  von  der  Cassabeie -Steuer.  Es 
ist  dies  eine  Steuer,  unter  der  man  nach  der  herrschenden 
Ansicht  eine  Abgabe  versteht,  die  dazu  diente,  den  Lebens- 
unterhalt der  Jannitscharen  zu  bestreiten. 

Zu  zahlen  waren  in  der  Hauptsache  ,,trois  pour  cent 
de  droits  de  Douane  en  monnaie  courante  pour  les  biens  et 
marschandises,  qu'ils  importeront  et  exporteront",  d.  h.  also, 
3°/0  Einfuhr-  und  3°/0  Aufuhrzoll.  Es  wird  verboten, 
die  Waren  beim  Erheben  dieses  Zolles  zu  hoch  einzu- 
schätzen. Sollte  dies  nach  der  Ansicht  der  preußischen 
Kautieute  dennoch  geschehen  sein,  so  sind  sie  berechtigt, 
die  Abgabe  statt  in  bar  mit  einem  Teil  ihrer  Ladung  zu 
zahlen. 

Sodann  ist  festgesetzt,  daß  der  Zoll  nur  einmal  zu 
zahlen  ist.     Waren,   die  in   einem   türkischen  Hafen  aus- 
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geschifft  sind  und  von  dort  nach  einem  anderen  gebracht 
werden,  dürfen  nicht  noch  einmal  verzollt  werden. 

Bestehen  bleibt  als  Steuer  vor  allem  noch  die 
,,selametlik-resmi,  salvo  arrivo  „Abgabe  der  guten  Reise" 
genannt,  die  jedes  Schiff  bei  seiner  Ankunft  in  einem  tür- 
kischen Hafen  zu  zahlen  hat.  Sie  darf  jedoch  nicht  300 
Aspern,  das  sind  25  Taler,  überschreiten. 

Weitere  ausführliche  Zollbestimmungen  finden  sich  in 
den  später  zu  betrachtenden  deutsch -türkischen  Verträgen 
von  1840,  1862  und  189O. 


III. 

Das  Recht  der  Jurisdiktionsgewalt  der  deutschen  Konsuln 
und  die  gemischten  Streitigkeiten. 

Im  Artikel  4  der  Kapitulation  wird  zunächst  den  Preußen 
das  Recht  gewährt,  einen  Gesandten  bei  der  Pforte  zu 
halten,  der  in  jeder  Beziehung  den  Gesandten  der  anderen 
Großmächte,  auch  was  Ehrenrechte  etc.  anbelangt,  gleich- 
gestellt wird.  Weiter  heißt  es:  „dans  toute  la  jurisdiction 
de  la  Sublime  Porte  dans  chaque  echelle,  port  et  isle  oü 
il  se  trouve  des  Consuls,  Vice-Consuls  et  Dragomans  de  la 
part  des  autres  Puissances  amies,  les  Ministres  Prussiens 
pourront  aussi  envoyer  des  Consuls,  Viceconsuls  et  Drago- 
mans, les  congedier  et  en  constituer  d'autres  a  leur  place. u 
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Es  wird  also  hiermit  Preußen  freie  Ernennung  von  Konsuln 
gestattet  an  jedem  Orte  der  Türkei,  an  dem  bereits  irgend 
eine  andere  Macht  einen  Konsul  unterhält. 

Einige  Zeilen  weiter  steht  hier  bereits:  ,.les  Consuls, 
Vice-Consuls,  Dragomans  et  Passagers,  les  Negociants  et  les 
autres  sujets  de  leur  Nation,  jouiront  de  la  meme  immunite, 
dont  jouissent  les  sujets  des  autres  Puissances  amies." 

Die  preußischen  Konsuln  genießen  also  die  Vorrechte 
der  Konsuln  der  anderen  Staaten.  Sie  haben  wie  die  Ge- 
sandten das  Recht  der  Exterritorialität  für  sich,  für  ihre 
Familie  und  ihr  Personal.  Ihnen  ist  damit  garantiert 
die  persönliche  Unantastbarkeit,  die  Befreiung  von  der 
türkischen  Gerichtsbarkeit,  die  sogenannte  „franchise  d'hötel" 
d.  h.  Unantastbarkeit  der  Wohnung,  die  Befreiung  von  Steuern 
und  uneingeschränkter  Verkehr  mit  ihrem  Heimatstaat. 
Unsere  Kapitulation  sagt  über  ihre  Sonderstellung  im 
Artikel  5:  „Les  Consuls  qui  resideront  dans  le  Terri- 
toire  Ottoman  ne  seront  pas  mis  aux  arrets,  et  tous  les 
proces  qu'ils  auront  se  decideront  dans  la  residence  Impe- 
riale par  le  secours  de  leurs  Ministres.  Leurs  maisons  seront 
exemptees  de  scelle,  de  recherche  et  de  visite." 

Im  Artikel  5  finden  wir  sodann  die  ausdrückliche 
Anerkennung  des  vornehmsten  Rechts,  das  den  preußischen 
Konsuln  in  der  Türkei  zusteht:  des  Rechtes  der  Gerichts- 
barkeit. Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Gerichtsbarkeit  für 
die  allgemeine  Stellung  der  Deutschen  in  der  Türkei 
wollen  wir  daher  auch  die  Stelle,  die  in  der  Kapitulation 
in  der  Hauptsache  von  ihr  handelt,  hier  anführen.  Sie 
lautet:  „S'il  arrivoit  quelque  dispute  entre  les  Prussiens  et 
leurs  sujets,  le  Ministre  ou  les  Consuls  Prussiens  decideront 
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l'affaire  d'apres  leurs  loix  et  tant  que  les  Prussiens  ne  de- 
mandent  pas  eux-memes  ä  etre  juges  par  la  Justice  Ottomane, 
les  Juges  et  Gouverneurs  de  la  Sublime  Porte  ne  pourront 
s'ingerer  par  force  ä  vouloir  les  juger." 

Bei  Streitigkeiten  unter  seinen  Landsleuten  in  der  Türkei 
erteilt  also  der  preußische  Konsul  Recht  nach  preußischem 
Gesetz.  Von  der  Wirkungslosigkeit  der  Klausel:  „tant  que 
les  Prussiens  ne  demandent  pas  eux-memes  ä  etre  juges  par 
la  Justice  Ottomane"  werden  wir  noch  zu  sprechen  haben. 
Über  die  Streitigkeiten  zwischen  Türken  und  Preußen  ist 
Ausführliches  gesagt.  Vor  allem  sollen  bei  diesen  die  otto- 
manischen Gerichte  zuständig  sein.  Stets  muß  aber  im 
Beisein  des  Dragomans  verhandelt  werden.  Des  weiteren 
soll  bei  Streitigkeiten  über  Verkaufs-,  Kaufs-,  Gelddarlehns- 
Geschäfte  vor  allen  Dingen  Beweis  durch  eine  Schuld- 
urkunde oder  andere  Schriftstücke  gefordert  werden.  Falls 
solche  fehlen,  sollen  ottomanische  Zeugen,  mit  denen 
man  sehr  schlechte  Erfahrungen  gemacht  hatte,  nicht 
gehört  werden. 

Die  ersten  Anfänge  der  Konsular-Jurisdiktion  finden  wir 
zur  Zeit  der  Kreuzzüge.  Die  kleinen  pisanischen,  genue- 
sischen und  venezianischen  Faktoreien,  die  sich  zu  jener 
Zeit  an  der  türkischen  Küste  bildeten,  bedurften  eines  festen 
inneren  Zusammenschlusses,  um  sich  gegen  die  feindlich 
umdrängenden  Scharen  der  Moslim  halten  zu  können.  Diese, 
von  den  Moslim  späterer  Zeiten  so  verachtungsvoll  genannten 
„raajat",  d.  h.  Herde,  mußten  vor  allen  Dingen  dafür  sorgen, 
daß  innerhalb  ihres  kleinen  Vereines  Einigkeit  herrschte, 
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und  dazu  bedurften  sie  eines  mit  den  nötigen  Machtmitteln 
ausgestatteten  Hirten. 

Ein  Institut,  das  diesen  Ansprüchen  gerecht  wurde, 
besaßen  die  italienischen  Republiken  bereits  damals.  Auf 
ihren  Handelsschiffen  befand  sich  zu  jener  Zeit  während  jeder 
Reise  ein  consul  sur  mer.  Ein  solcher  hatte  die  Gerichts- 
barkeit auf  dem  Schiffe  und  hatte  alle  Streitigkeiten  der 
Mannschaft  zu  schlichten.  Eben  diese  Stellung  wurde  nun  in 
den  Faktoreien,  die  gewiß  in  ihren  Anfängen  aus  einer  solchen 
an  Land  gegangenen  Schiffsmannschaft  bestanden,  geschaffen. 
Der  nunmehrige  einfache  Konsul  wurde  von  seinen  Lands- 
leuten frei  gewählt.  Er  hatte  nach  dem  in  der  Heimat 
geltenden  Recht  ihre  Streitigkeiten  zu  schlichten  und  besaß 
alle  richterlichen  Funktionen,  die  der  Richter  in  der  Heimat 
innehatte.  Er  war  «-zunächst  völlig  unabhängig  von  seinem 
Heimatsstaat.  Diese  Art  von  Konsul  erkannte  die  Pforte  in 
den  ersten  Kapitulationen  an. 

Die  sogenannte  Munizipialperiode  der  Konsuln  mußte 
aber  verschwinden,  als  die  Souveränität  der  Fürsten  der 
einzelnen  Länder  erstarkte.  Diese  wollten  nunmehr  ihren 
Einfluß  auch  auf  ihre  Untertanen  jenseits  des  Wassers  aus- 
üben. So  ist  der  Konsul  im  16.  Jahrhundert  nicht  mehr 
der  von  seinen  Landsleuten  freigewählte  Vertrauensmann, 
sondern  ein  amtlicher  Vertreter  seines  Staates.  Er  wird 
von  diesem  ernannt,  von  ihm  erhält  er  seine  Instruktionen, 
welche  er  zu  befolgen  hat. 

Erkennbar  ist  dieser  Umschwung  bereits  im  Texte  der 
Kapitulation  von  1535.  Sie  weist  ausdrücklich  auf  die 
Monarchen  von  Frankreich  und  der  Türkei  hin.  Zwischen 


ihnen  allein  wird  der  Vertrag  geschlossen,  er  wird  sogar 
in  seiner  Dauer  von  ihrer  Lebenszeit  abhängig  gemacht. 

Die  Konsuln,  die  Preußen  im  Artikel  4  der  Kapitulation 
von  1761  gewährt  werden,  sind  solche  Vertreter  ihres  Heimat- 
staates. Wir  wollen  im  folgenden  sehen,  welchen  Rahmen 
heute  das  Deutsche  Reich  ihnen  für  ihre  Jurisdiktionsgewalt 
gegeben  hat. 

Die  dem  Konsul  zugestandene  Jurisdiktionsgewalt  legt 
selbstverständlich  dem  betreffenden  Heimatsstaate  eine  große 
Verpflichtung  auf.  Diese  Gewalt  ist  ja  gegeben  worden, 
weil  die  Heimatsgerichte  des  Residenzstaates  nach  Ansicht 
des  Absendestaates  keine  Gewähr  für  eine  sichere  und  sorg- 
fältige Justiz  liefern.  Der  Absendestaat  muß  nun  aber  auch 
seinerseits  alles  tun,  eine  wahrhaft  mustergültige  Gerichts- 
barkeit ins  Leben  zu  rufen.  Er  muß  dem  Residenzstaate 
ein  Beispiel  bieten  für  eine  Justiz,  wie  er  sie  ausgeübt  haben 
will.  Ob  dies  nun  im  einzelnen  den  in  der  Türkei  juris- 
diktionsberechtigten Staaten  gelungen  ist,  sei  dahingestellt. 
Das  eine  ist  aber  nachweisbar,  daß  insbesondere  die  Groß- 
mächte sich  durchaus  nicht  einheitlich  über  die  beste  Art 
ihrer  Gerichtsorganisation  im  klaren  waren.  So  haben  sich 
denn  in  der  Folgezeit  nicht  weniger  als  drei  Systeme  von 
Gerichtsverfassungen  innerhalb  der  Konsularjurisdiktions- 
gewalt  herausgebildet. 

Zunächst  das  französische  System.  Es  basiert  auf  der 
Marineordonnanz  vom  Jahre  1681.  Mehrmals  wurde  es  im 
Laufe  der  Jahre  abgeändert,  zum  Schluß  durch  das  Dekret 
vom  Jahre  1835. 
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Erste  Instanz  für  Zivil-  und  Handelssachen  ist  nach  ihm 
*der  Konsul. 

Zweite  Instanz  ist  das  Konsulargericht,  das  sich  zu- 
sammensetzt aus  dem  Konsul  und  zwei  aus  den  am  Orte 
ansässigen  Franzosen  gewählten  Beisitzern. 

Dritte  Instanz  endlich  ist  der  Gerichtshof  zu  Aix  in 
Südfrankreich.  Über  ihn  hinaus  sind  noch  Kassationsklagen 
beim  Pariser  Kassationshof  anzubringen. 

Im  Strafrecht  ist  als  erste  Instanz  der  Konsul  zuständig 
für  Polizeiübertretungen  (contraventions). 

Die  zweite  Instanz,  das  Konsulargericht,  ist  zuständig 
für  Vergehen  (Delits)  und  für  Beschwerde  gegen  Urteil  der 
ersten  Instanz. 

Bei  Verbrechen  (crimes)  endlich  ist  der  Konsul  nur 
Untersuchungsrichter.  Als  Ankläger  funktioniert  hier  das 
Konsulargericht.  Die  Entscheidung  fällt  jedoch  der  Gerichts- 
hof zu  Aix. 

Das  zweite  bekannte  System  ist  das  englische  System. 
Der  Hauptunterschied  gegen  das  französische  System  besteht 
bei  ihm  darin,  daß  die  letzte  Instanz  nicht  im  Heimatlande 
entscheidet,  sdndern  in  dem  Staate  selbst,  in  dem  die  Kon- 
sularjurisdiktion  ausgeübt  wird. 

Es  ist  hierin  ein  großer  Vorteil  zu  erblicken,  denn  es 
ist  klar,  daß  es  Schwierigkeiten  machen  muß,  die 
Richter  im  Heimatlande  mit  den  besonderen  Gewohnheiten 
und  der  besonderen  Lage  in  dem  fremden  Staate  bekannt-  $ 
zumachen.  Andrerseits  können  natürlich  Richter,  die  im 
Lande  selbst  wohnen  und  mit  dessen  Sitten  und  Gewohn- 
heiten vertraut  sind,  ein  viel  vernünftigeres  und  dem  ein- 
zelnen Falle  entsprechenderes  Urteil  abgeben. 
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Bei  dem  englischen  System  fungiert  als  erste  Instanz 
das  Bezirkskonsulargericht,  in  dem  der  Konsul  den  Vorsitz 
führt.  Ihm  beigeordnet  sind  in  Zivilsachen  2 — 4  Beisitzer, 
in  Strafsachen  eine  dem  englischen  Gerichtssystem  ent- 
sprechende Jury  aus  5  Geschworenen.  Appellations-  und 
letzte  Instanz  ist  der  „Supreme  Consular  court  for  the 
Dominions  of  the  sublime  Ottoman  Port",  der  seine  Residenz 
in  Konstantinopel  hat.  Er  ist  zuständig  als  letzte  Instanz 
sowohl  für  Zivil-  als  auch  in  Strafsachen. 

Das  dritte  russische  System  finden  wir  vollständig  aus- 
geprägt  nur  in  Persien. 

Erste  Instanz  ist  auch  hier  das  Konsulargericht  unter  dem 
Vorsitz  des  Konsuls  und  mit  Hinzuziehung  von  2  Beisitzern. 

Zweite  und  letzte  Instanz  ist  das  Gesandtschaftsgericht. 
In  ihm  führt  den  Vorsitz  der  älteste  Botschaftssekretär.  Die 
Mitglieder  des  Gerichts  werden  vom  Chef  der  Mission  direkt 
ernannt. 

Wir  Deutschen  sind,  obwohl  eine  starke  Strömung  für 
das  gewiss  sehr  vernünftige  englische  System  bestand,  den- 
noch bis  jetzt  dem  französischen  System  gefolgt.  Nach  dem 
Konsulargerichtsbarkeitsgesetz  vom  7.  April  1900  haben 
wir  folgenden  Instanzenweg. 

Erste  Instanz  ist  der  Konsul.  Er  ist  zuständig  für  alle 
durch  das  Gerichtsverfassungsgesetz,  die  Prozeßordnung  und 
die  Konkurrenzordnung  den  Amtsgerichten  zugewiesenen 
Sachen.  Weiterhin  unterstehen  ihm  natürlich  —  wie  ja  auch 
den  nicht  mit  Jurisdictionsgewalt  versehenen  Konsuln  — 
alle  durch  Reichsgesetze  oder  durch  in  Preußen  geltende 
allgemeine  Landesgesetze  den  Amtsgerichten  übertragenen 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 
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In  Strafsachen  hat  der  Konsul  als  I.  Instanz  ebenfalls 
im  allgemeinen  die  Verrichtungen  des  Amtsrichters  auszu- 
üben. Bei  Sitzungen  des  Konsulargerichts  nimmt  er  aber 
noch  die  Stellung  des  Vorsitzenden  der  Strafkammer  ein 
(siehe  §  52,  53,  55,  56  KGG.). 

Zweite  Instanz  ist  das  Konsulargericht.  In  ihm  führt 
der  Konsul  den  Vorsitz,  neben  ihm  haben  wir  in  Zivilsachen 
zwei  und  in  Strafsachen  vier  Beisitzer.  Sollte  es  nicht  mög- 
lich sein,  diese  zwei  oder  vier  Beisitzer  an  dem  betreffenden 
Orte  ausfindig  zu  machen,  so  wird  dem  Konsul  nach  §  9 
KGG.  das  Recht  gegeben,  in  Zivilsachen  allein  und  in  Straf- 
sachen unter  Hinzuziehung  von  nur  2  Beisitzern  zu  entscheiden. 

Das  Konsulargericht  ist  zuständig  für  den  Landgerichten 
in  erster  Instanz,  sowie  den  Schöffengerichten  zugewiesene 
Sachen,  weiterhin  für  die  Entscheidung  von  Beschwerden 
gegen  die  Entscheidungen  des  Konsuls  in  Strafsachen. 

Letzte  Instanz  in  Sachen  der  Konsulargerichtsbarkeit 
ist  das  Reichsgericht  (§  14  KGG.).  Es  ist  Berufungs- 
instanz für  die  vorm  Konsul  oder  vorm  Konsulargericht  ver- 
handelten bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  weiter  Instanz  für 
die  Beschwerde  und  Berufung  gegen  Entscheidungen  des 
Konsulargerichts  in  Strafsachen.  Endlich  hat  es  die  Ent- 
scheidung über  die  Beschwerde,  die  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gegen  den  Entscheid  des  Konsuls 
eingelegt  wird. 

Über  den  Personenkreis,  der  der  Konsulargerichtsbar- 
keit unterworfen  ist,  gibt  uns  §  2  KGG.  Auskunft.  Der 
Konsulargerichtsbarkeit  unterstehen  alle  deutschen  Staats- 
angehörigen und  die  sogenannten  Schutzgenossen.  Den 
Deutschen  gleichgeachtet  werden  Handelsgesellschaften,  ein- 
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getragene  Genossenschaften  und  juristische  Personen,  die  im 
Reichsgebiet  oder  in  einem  deutschen  Schutzgebiet  ihren 
Sitz  haben.  Dazu  kommen  noch  offene  Handelsgesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften,  die  in  einem  Konsulargerichts- 
bezirk residieren.  Hier  ist  jedoch  Bedingung,  daß  sämtliche 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  Deutsche  sind.  Ueber 
den  Begriff  der  Schutzgenossen  gibt  die  Instruktion  vom  I.  Mai 
1872  nähere  Auskunft. 

Aus  dem  Obengesagten  ergibt  sich,  daß  die  im  Artikel  5 
unserer  preußischen  Kapitulation  von  1761  von  Seiten  der 
Türkei  eingefügte  Klausel  „tant  que  les  Prussiens  ne  de- 
mandent  pas  eux-memes  ä  etre  juges  par  la  Justice  Ottomane" 
heute  gegenstandslos  ist.  Es  ist  nach  Reichsrecht,  wie  der 
vorerwähnte  §  2  KGG.  ergibt,  den  Deutschen  nur  möglich, 
Recht  vor  ihren  Konsulargerichten  zu  nehmen.  Das  Recht, 
durch  Parteivereinbarung  auch  türkische  Gerichte  für  zu- 
ständig zu  erklären,  ist  ihnen  reichsgesetzlich  nicht  zuge- 
standen. 

Innerhalb  der  oben  skizzierten  Gerichtsverfassung  spielt 
sich  das  Verfahren  bei  Streitigkeiten  von  Deutschen  in  der 
Türkei  ab.  Zunächst  einmal  gehören  hierher  alle  Strei- 
tigkeiten von  Deutschen  untereinander.  Wir  haben  uns 
nun  aber  noch  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  wie 
werden  Streitigkeiten  zwischen  Deutschen  und  Türken  und 
endlich  wie  werden  Streitigkeiten  zwischen  Deutschen  und 
anderen  auch  unter  Kapitulationsrecht  stehenden  Ausländern 
geschlichtet. 

Bei  Zivilstreitigkeiten  zwischen  Türken  und  Deutschen 
muß  der  Kläger,  falls  er  Türke  ist,  sich  sein  Recht  beim  deut- 
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sehen  Konsulargericht  holen.  Ausdrücklich  ist  dies  gesagt 
in  der  österreichischen  Kapitulation  vom  25.  Mai  1747. 
Kraft  der  Meistbegünstigung  gilt  es  also  auch  für  uns. 

Ist  umgekehrt  der  Deutsche  Kläger,  so  hat  er  in  Zivil- 
sachen vom  osmanischen  Gericht  Recht  zu  nehmen.  Jedoch 
muß  der  Konsul  oder  Dragoman  der  Gerichtssitzung  bei- 
wohnen. Ohne  ihn  ist  die  Entscheidung  des  Gerichts  nicht 
verbindlich.  Es  kann  niemand  gezwungen  werden,  sich  vor 
den  türkischen  Behörden  in  Abwesenheit  des  Dragomans  zu 
verantworten.  Während  der  Verhandlung  spielt  jedoch  der 
Dragoman  keineswegs  die  Rolle  eines  stillen  Zuhörers.  Er 
darf  jederzeit,  falls  er  es  im  Interesse  seiner  Partei  oder 
seines  Staates  findet,  in  die  Verhandlungen  eingreifen. 
Ja,  er  kann,  wenn  er  glaubt,  daß .  es  ihm  auf  diesem 
Wege  nicht  gelingen  wird,  eine  Änderung  des  Gerichtsbe- 
schlusses durchzusetzen,  durch  sein  bloßes  Weggehen  kurz 
vor  der  Urteilsverkündigung  ein  entscheidendes  Verhandeln 
einfach  unmöglich  machen.  Er  hat  also  die  Rolle  eines 
Kontrollorgans  im  ausgedehntesten  Sinne  des  Wortes. 

Die  Türkei  hat  diese  Bevormundung  stets  sehr  drückend 
empfunden  und  auf  jede  Weise  versucht,  sie  zu  zerstören. 
Die  Magna  Charta  der  Türkei,  der  Hatt-i-scherif  von  Gülhane, 
regte  daher  die  Einrichtung  von  gemischten  Handelsgerichten 
an.  1860  brachte  der  Anhang  zum  Türkischen  Handels- 
gesetzbuch ihre  endgültige  Organisation.  Vor  diesen  Handels- 
gerichten sollte  das  alte,  heilige  türkische  Scheriatrecht  nicht 
mehr  gelten,  für  sie  sollte  neues,  modernes  Recht  geschaffen 
werden.  Dies  geschah,  wenn  auch  nach  europäischen  Be- 
griffen sehr  unvollkommen,  durch  die  türkische  Justizreform 
von  1879. 

3* 
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Heute  sind  für  Zivilstreitigkeiten,  in  denen  der  Kläger 
Deutscher  ist,  die  sogenannten  „Mahkeme  Tidjared  Muhtelit 
Medschlissi"  zuständig.  Vor  ihnen  muß  der  Wert  des  Pro- 
zesses jedoch  mindestens  IOOO  Piaster  betragen.  Unter  diesem 
Wert  entscheiden  noch  die  alten  türkischen  Gerichte.  Die 
neuenHandelsgerichte  setzen  sich  zusammen  aus  3  Türken,  von 
denen  der  eine  den  Vorsitz  führt,  und  aus  zwei  vom  Konsulat 
des  Klägers  zu  ernennenden  Beisitzern.  Die  fremden  Bei- 
sitzer haben  vollständig  richterliche  Funktionen,  d.  h.  sie  haben 
nicht  nur  beratende,  sondern  auch  entscheidende  Stimme. 

Ein  Moment  jedoch,  das  die  hohe  Pforte  gerade  durch  die 
Einrichtung  dieser  Gerichte  auszumerzen  suchte,  ist  geblieben: 
die  Assistenz  des  Dragomans.  Trotz  aller  Bemühungen  der 
Türkei  ist  der  Dragoman  auch  hier  der  entscheidende  Faktor. 
Durch  die  Ueberlegenheit  der  drei  Türken  den  zwei  Frem- 
den gegenüber  wäre  an  und  für  sich  eine  Rechtsprechung 
in  türkischem  Sinne  zu  erwarten.  Die  Rolle  des  Dragomans 
macht  aber  dies  illusorisch,  und  so  ist  eigentlich  alles  beim 
Alten  geblieben. 

Appellation  über  diese  Gerichte  hinaus  ist  nur  möglich, 
wenn  der  Prozesswert  5000  Piaster  überschreitet.  In  solchem 
Falle  kann  die  Sache  vor  das  gemischte  Handelsgericht  von 
Konstantinopel  gebracht  werden. 

Von  der  Zuständigkeit  der  gemischten  türkischen  Handels- 
gerichte sind  jedoch  verschiedene  Ausnahmen  gemacht  worden. 
Zunächst  ist  bei  allen  Angelegenheiten  von  Handelsgesell- 
schaften, die  aus  Türken  und  aus  Fremden  bestehen,  dem 
türkischen  Einfluß  konzessioniert,  daß  hier  die  Handelsgerichte 
ohne  die  fremden  Beisitzer  urteilen.  Der  Dragoman  muss 
jedoch  hinzugezogen  werden. 
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Beim  Konkurs  eines  Türken  sind  einzig  und  allein  die 
türkischen  Gerichte  zuständig.  Es  ist  völlig  gleichgültig,  ob 
hier  etwa  sehr  viele  der  Gläubiger  fremde  Staatsangehörige 
sind.    Auch  der  Dragoman  scheidet  in  diesem  Falle  aus. 

Rechtsstreitigkeiten  an  einem  Orte,  der  über  9  Weg- 
stunden von  einem  Konsulatssitz  entfernt  liegt,  können  ohne 
Anwesenheit  des  Dragomans  vom  türkischen  Gemeinderat 
oder  von  dem  Kreisgericht  (Kasa)  entschieden  werden. 

Endlich  können  Fremde  —  ohne  daß  Dragomanats- 
assistenz  nötig  wäre  —  innerhalb  des  Zuständigkeitsrahmens, 
den  die  türkische  Gerichtsverfassung  dem  Gemeinderat  und 
dem  Kreisgericht  gewährt,  von  diesen  Gerichten  Recht  neh- 
men. Sie  müssen  jedoch  eine  schriftliche  Konsenserklärung 
abgeben. 

Auch  in  diesen  beiden  letzten  Fällen  aber  haben  sich 
die  Europäer  zu  sichern  verstanden.  Während  nämlich  für 
Türken  bei  Sachen,  die  vor  den  Gemeinderat  oder  vor  das 
Kreisgericht  gehören,  keine  Appellation  an  eine  höhere  In- 
stanz möglich  ist,  ist  den  Fremden  eine  solche  gewährt, 
(s.  Protokoll  zum  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284.)  Diese  Appel- 
lation geht  an  das  Sandschakgericht.  Bei  einer  Sitzung  des 
Sandschakgerichts  muß  aber  der  Konsul  oder  der  Dragoman 
des  in  Frage  kommenden  fremden  Staates  hinzugezogen 
werden.  So  ist  also  auch  hier  noch  dem  betreffenden  Staate 
eine  Kontrollmöglichkeit  geboten. 

Ueber  die  Kriminal-Jurisdiktion  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Türken  und  Deutschen  finden  wir  in  der  Kapitulation  von 
1761  kein  Wort.  Es  liegt  dies  wohl  daran,  daß  nach 
türkischem  Rechte  ein  Strafanspruch  genau  so  wie  ein  Zivil- 
anspruch verfolgt  wird,  also  eine  besondere  Regelung  des 


I 
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Strafrechts  den  Türken  völlig  unnötig  erschien.  Infolge  der 
Meistbegünstigungsklausel  ist  die  Lage  der  Deutschen  jedoch 
jetzt  ungefähr  folgende: 

Ist  der  Täter  ein  Türke,  so  sind  selbstverständlich  die 
türkischen  Gerichte  zuständig.  Die  Türkei  nimmt  ihre  Unter- 
tanen für  ihre  Rechtsprechung  in  Anspruch. 

Anders  liegt  die  Sache,  falls  der  Täter  Deutscher  ist. 
Auch  hier  erfolgte  früher  Aburteilung  vor  einem  türkischen 
Gericht  unter  Zuziehung  des  Dragomans.  Die  Strafvoll- 
streckung wurde  meistens  dem  betreffenden  Konsul  anvertraut. 

Ein  entscheidender  Umschwung  trat  durch  den  Vertrag 
v©m  7.  Mai  1830  zwischen  Amerika  und  der  Türkei  ein. 
Hier  wird  ausdrücklich  in  einem  Artikel  gesagt,  daß  ein 
Amerikaner,  der  sich  strafbar  gegen  einen  Osmanen  gemacht 
hat,  von  seinem  Konsul  abgeurteilt  werden  soll. 

Eine  bessere  Bestätigung  dieses  Grundsatzes  finden  wir 
jedoch  noch  in  der  uns  näherliegenden  Kapitulation  vom 
18.  Mai  1839  zwischen  der  Türkei  und  den  Hansestädten. 
Artikel  8,  Absatz  2  lautet  hier: 

„Hanseatische  Bürger,  welche  ihren  Handels-  und 
sonstigen  Geschäften  friedlich  und  redlich  obliegen, 
dürfen  niemals  durch  die  Ortsbehörden  zur  Haft  ge- 
zogen oder  sonst  belästigt  werden.  Im  Falle  eines 
Verbrechens  oder  eines  Vergehens  aber  soll  die  Sache 
ihrem  Minister,  Geschäftsträger,  Konsul  oder  Vizekonsul, 
der  dem  Orte,  wo  das  Verbrechen  begangen  ist,  am 
nächsten  wohnt,  überwiesen  werden.  Die  Angeschuldigten 
sollen  dann  von  ihm  gerichtet  und  nach  dem  in  Betreff 
der  Franken  bestehenden  Brauche  gestraft  werden." 
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Ueber  diese  Zuständigkeitsfrage  besteht  jedoch  heute 
noch  ein  großer  Streit.  Martens  und  andere  erkennen  an, 
daß  nach  dem  Wortlaut  der  oben  erwähnten  Verträge  die 
Kriminaljurisdiktion  der  türkischen  Gerichte  über  Angehörige 
der  Kapitulationsstaaten  aufgehoben  ist.  Antonopulos  da- 
gegen sagt,  daß  die  türkischen  Gerichte,  falls  der  Verletzte 
ein  Türke  ist,  sich  mit  Recht  für  kompetent  erachten.  Nach 
seiner  Ansicht  soll  selbst  nach  diesen  Verträgen  nur  die 
Strafvollstreckung  dem  fremden  Staat  überlassen  worden  sein. 
In  der  Tat  hat  die  Pforte  auch  wiederholt  beim  Einschreiten 
des  amerikanischen  Konsuls  in  dererlei  Strafsachen  Wider- 
spruch erhoben.    Sie  hatte  jedoch  hiermit  keinen  Erfolg. 

Wir  müssen  aber  wohl  als  sicher  annehmen,  daß  Martens 
im  Recht  ist.  Die  Worte,  die  in  den  einzelnen  Verträgen 
gewählt  sind,  weisen  ausdrücklich  auf  ein  Verfahren  vor  dem 
fremden  Konsul,  nicht  nur  auf  eine  Strafvollstreckung  durch 
ihn  hin. 

Bei  Streitigkeiten  zwischen  Ausländern  unter  sich  spielen 
selbstverständlich  die  türkischen  Gerichte  keine  Rolle.  Die 
Türkei  hatte  versprochen,  sich  nicht  um  Streitigkeiten  von 
Ausländern  derselben  Nationalität  zu  kümmern.  So  waren 
ihr  auch  Streitigkeiten  zwischen  Ausländern  verschiedener 
Nationalität  völlig  gleichgültig. 

Das  Verfahren  bei  dererlei  Fällen  ist  von  den  fremden 
Staaten  unter  sich  geregelt  worden.  Zunächst  finden  wir  eine 
Konvention  vom  Jahre  1820  zwischen  England,  Frankreich, 
Österreich,  Rußland.  Sie  beruht  wahrscheinlich  auf  Gewohn- 
heitsrecht, ist  durch  Notenwechsel  zustande  gekommen  und 
nicht  protokolliert.    Durch  diese  Konvention  wurden  für  Bei- 
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legung  derartiger  Streitigkeiten  gemischte  Gerichte  eingesetzt. 
Sie  setzten  sich  aus  zwei  der  Nation  des  Beklagten  und 
einem  der  Nation  des  Klägers  angehörenden  Richtern  zu- 
sammen, die  von  den  in  Frage  kommenden  Gesandt- 
schaften ernannt  wurden.  Die  Gerichte  waren  jedoch 
keine  fortwährende  Einrichtung,  sie  traten  vielmehr  nur  im 
Bedarfsfalle  zusammen. 

Dies  war  die  erste  Instanz.  Erfolgte  Berufung,  so 
wurde  sie  von  dem  für  das  Konsulargericht  des  Berufungs- 
klägers zuständigen  Appellationsgericht  abgeurteilt. 

War  dieses  System  schon  an  und  für  sich  schwierig  und 
verwickelt  genug,  so  wurde  es  noch  verwickelter  durch  die 
Klausel,  daß  ein  von  einem  solchen  gemischten  Gericht  er- 
lassenes Urteil  nur  dann  vollstreckbar  war,  wenn  es  vom 
Konsulargericht  des  Verurteilten  anerkannt  wurde.  Zu  Fall 
kam  das  ganze  System  im  Jahre  1864.  Damals  erklärte  der 
Appellationsgerichtshof  zu  Aix  es  für  völlig  unverbindlich. 

An  seine  Stelle  trat  nun  der  einfache  Grundsatz:  Actor 
forum  rei  sequitur.  Der  Kläger  muß  sein  Recht  vor  dem 
Gerichtshof  des  Beklagten  suchen.  Dabei  ist  es  auch  bis 
zum  heutigen  Tage  geblieben. 
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'  IV. 

Rechte  der  Deutschen  in  handelspolitischer  Hinsicht  nach 
den  im  19.  Jährhundert  abgeschlossenen  Verträgen. 

Wir  wollen  uns  nun  den  anderen  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  hohen  Pforte  abgeschlossenen  Verträgen  zu- 
wenden. Bei  diesen  Verträgen  müssen  wir  im  Auge  be- 
halten, daß  sie  alle  drei  Handelsverträge  sind  und  so  nur 
Festsetzungen  in  handelspolitischer  Beziehung  aufweisen.  In 
allen  anderen  Punkten  verweisen  sie  aber  immer  auf  die 
zwischen  Preussen  und  der  Türkei  abgeschlossene  Kapitulation 
von  1 761 .  Es  handelt  sich  in  ihnen  also  um  keinerlei  Ände- 
rung irgendwelcher  Grundrechte,  die  den  deutschen  Staats- 
angehörigen in  der  Türkei  gewährt  sind,  sondern  nur  um 
Abänderungen  und  Erweiterungen  der  Handelsbestimmungen, 
die  im  Laufe  der  Zeit  geboten  schienen.  Da  aber  der  größte 
Prozentsatz  der  in  der  Türkei  anwesenden  Deutschen  heut- 
zutage Kaufleute  sind,  ist  natürlich  auch  ihr  Inhalt  für  uns 
von  hohem  Interesse. 

Der  Vertrag  vom  10.  Oktober  1840  ist  eine  Notwendigkeit 
des  in  Deutschland  entstandenen  Zollvereins. 

Der  Träger  des  Gedankens,  daß  die  Staaten  des  deut- 
schen Bundes  ein  wirtschaftliches  Ganzes  bilden  müßten,  war 
die  Vormacht  des  nördlichen  Deutschlands,  Preußen.  Die 
Schwierigkeiten  im  Grenzverkehr  mit  den  vielen  kleinen 
Staaten  des  damaligen  Deutschlands,  von  denen  einzelne 
sogar  Enklaven  des  preußischen  Gebiets  waren,  machten  sich 
besonders  für  den  nach  dem  Elend  der  napoleonischen  Zeiten 
rasch  aufwärts  strebenden  Handel  Preußens  bemerkbar.  Mit 
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eben  diesen  Enklaveländern  schloß  Preußen  die  ersten  gemein- 
samen Zollverträge  ab.  Im  Jahre  1828  griff  man  über  diesen 
enggestreckten  Rahmen  hinaus,  und  es  kam  eine  Zollkon- 
vention mit  Hessen-Darmstadt  zustande. 

Inzwischen  hatten  in  Süddeutschland  dieselben  Gründe, 
die  für  Preußen  maßgebend  gewesen  waren,  im  Januar  1828 
zum  Abschluß  eines  Süddeutschen  Zollvereins  zwischen 
Bayern  und  Württemberg  geführt.  Auch  hatte  sich  in  Mittel- 
deutschland im  September  1828  ein  Handelsverein  zwischen 
Sachsen,  Hannover,  Kurhessen,  Thüringen,  Braunschweig, 
Oldenburg,  Nassau  und  Frankfurt  a.  M.  gebildet. 

Preußens  Bestrebungen  gingen  nun  dahin,  diese  drei 
Körper  zu  vereinigen,  um  so  die  wirtschaftliche  Einigung 
Deutschlands,  eine  Notwendigkeit  der  politischen  Einigung, 
durchzuführen. 

1831  gelang  es  ihm  zunächst,  Kurhessen  zum  Anschluß 
an  den  preußisch-hessischen  Zollverein  zu  bringen  und  damit 
den  mitteldeutschen  Zollverein  zu  sprengen. 

Am  24.  März  1833  errang  es  einen  entscheidenden 
Erfolg.  Es  gelang  ihm,  den  bayrisch-württembergischen 
Zollverein,  mit  dem  es  schon  1829  einen  Handelsvertrag 
abgeschlossen  hatte,  dem  preußisch-hessischen  Zollverein 
anzugliedern.  So  war  das  erste  wichtige  Band  zwischen 
dem  Süden  und  Norden  unseres  Vaterlandes  gesponnen. 

Die  anderen  Staaten  erkannten  die  Übermacht,  die  ein 
so  großer,  geschlossener  Wirtschaftskomplex  ihnen  gegen- 
über haben  mußte.  Es  schlössen  sich  bereits  im  März  des- 
selben Jahres  Sachsen  und  weiterhin  im  Mai  die  8  kleinen 
thüringischen  Staaten  dem  Verein  an.  So  trat  denn  am 
I.Januar   1834  der  preußisch-deutsche  Zollverein  zunächst 
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auf  eine  Dauer  von  8  Jahren  ins  Leben.  1835  folgten 
noch  Homburg,  Baden,  Nassau,  1836  Frankfurt,  [838 
Waldeck.  Nur  Hannover,  Braunschweig,  Oldenburg  und 
Lippe  hatten  sich  inzwischen  zu  dem  sogenannten  Steuer- 
verein zusammengeschlossen  und  blieben  abseits. 

Es  war  klar,  daß  der  so  geschaffene  einheitliche  Körper 
ein  Interesse  daran  hatte,  auch  so  schnell  wie  möglich  dem 
Auslande  gegenüber  als  einheitliches  Ganzes  aufzutreten  und 
ihm  seine  junge  Kraft  zu  zeigen.  So  wurde  denn  in  den 
folgenden  Jahren  eine  große  Reihe  von  Handelsverträgen  mit 
auswärtigen  Staaten  abgeschlossen.  Auch  die  türkisch-deut- 
schen Beziehungen  wurden  durch  einen  Vertrag  ausgebaut. 

Der  Vertrag  vom  10.  Oktober  1840  enthält  in  seiner 
Einleitung  einen  Hinweis  auf  die  alte  preußisch-türkische 
Allianz.  Er  führt  als  Grund  seiner  Abfassung  die  Abände- 
rungen, die  infolge  der  Errichtung  des  Handels-  und  Zoll- 
vereins nötig  geworden  sind,  an.  Der  Vertrag  soll  vor  allem 
dazu  dienen,  „den  Handel  zwischen  den  beiderseitigen  Staaten 
zu  vermehren  und  den  Austausch  ihrer  Erzeugnisse  noch 
zu  erleichtern". 

Abgeschlossen  ist  er  zwischen  dem  Grafen  Albert  von 
Königsmarck  und  Mustapha  Reschid  Pascha. 

In  seinem  ersten  Artikel  ist  gesagt,  daß  die  preußische 
Kapitulation  von  1 761  bestehen  bleiben  soll,  soweit  sie  nicht 
durch  den  Vertrag  selbst  abgeändert  wird.  Ihr  Geltungskreis 
wird  auf  die  Staaten,  die  den  neuen  Handels-  und  Zollverein 
bilden,  ausgedehnt.  Im  selben  Artikel  ist  die  Meistbegün- 
stigungsklausel enthalten. 

Des  weiteren  bestimmt  Artikel  V  des  Abkommens,  der 
Vertrag  solle  genau  seinem  Wortlaute  gemäß  ausgeführt 
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werden.  Wir  finden  hier  einen  Verweis  „auf  den  natürlichen 
und  bestimmten  Sinn"  der  Worte.  Vor  allem  soll  der  König 
von  Preußen  aus  ihm  kein  Recht  ableiten,  in  die  inneren 
Angelegenheiten  des  osmanischen  Reiches  einzugreifen,  es 
sei  denn,  daß  die  Verträge  von  der  Türkei  verletzt  würden. 
Es  ist  dies  eine  Sicherheitsklausel,  auf  die  wir  später  noch 
eingehen  wollen. 

Im  Artikel  9  gibt  die  Pforte  die  Zusicherung,  daß  die 
infolge  des  Vertrages  zu  erlassenden  Verordnungen  in  allen 
Teilen  ihres  Reiches  zur  Ausführung  kommen  und  für 
alle  Untertanen  bindend  sein  sollen. 

Von  allgemeinen  auf  die  Erleichterung  des  Handels 
gerichteten  Vorschriften  finden  wir  folgende: 

Es  wird  den  Kaufleuten  des  Zoll-  und  Handelsvereins 
das  Recht  zugestanden,  überall  und  alles  im  türkischen  Reich 
zu  kaufen,  sei  es  für  den  Handel  im  Inneren  oder  für  den 
Export. 

Die  Pforte  erklärt  sich  bereit,  alle  Monopole,  die  bis 
dahin  gegolten  haben,  zu  beseitigen. 

Weiter  willigt  sie  darein,  die  Teskeres  abzuschaffen. 
Es  sind  dies  Erlaubnisscheine,  die  beim  Ankauf  oder  Trans- 
port von  Waren  im  Inlande  von  den  türkischen  Beamten 
ausgestellt  wurden.  Sie  gaben  diesen  einen  guten  Vor- 
wand für  Erpressungen  und  bildeten  eine  gute  Einnahme- 
quelle der  osmanischen  Beamtenwelt.  Bei  Zuwiderhandeln 
sollen  die  Beamten  strengstens  bestraft  werden.  Die  Pforte 
verpflichtet  sich  in  solchen  Fällen  zu  Schadenersatz  (Artikel  2). 

Den  Kaufleuten  des  Handels-  und  Zollvereins  ist  auch 
gestattet,  Waren  jeglicher  Art  in  das  osmanische  Reich  ein- 
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zuführen  und  mit  ihnen  an  allen  Orten  freien  Handel  zu 
treiben  (Artikel  6). 

Falls  preußische  Güter  die  Dardanellen  oder  den  Bos- 
porus passieren,  ist  es  verboten,  eine  Vorausabgabe  zu 
erheben.  Es  ist  dabei  ganz  gleichgültig,  ob  die  Waren 
auf  den  Schiffen  bleiben,  auf  denen  sie  waren,  ob  sie 
umgeladen  oder  ob  sie  gar  ans  Land  gebracht  werden,  um 
auf  andere  Schiffe  verladen  zu  werden  (Artikel  7). 

Um  der  Lässigkeit  der  türkischen  Beamten  und  dem 
damit  verbundenen  Trinkgeldunwesen  entgegenzuarbeiten, 
wird  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  Fermans,  die  zur  Durch- 
fahrt durch  die  Dardanellen  und  den  Bosporus  für  preußische 
Schiffe  notwendig  waren,  mit  aller  nur  erdenklichen  Be- 
schleunigung ausgestellt  werden  sollen  (Artikel  8). 

Über  Zoll-  und  andere  Abgaben  finden  wir  folgende 
Bestimmungen: 

Werden  von  Angehörigen  des  Zollvereins  Waren  in  der 
Türkei  zum  Verkauf  innerhalb  des  osmanischen  Reiches 
selbst  erworben,  so  sollen  die  Kaufleute  die  in  gleichen 
Fällen  von  Osmanen  geforderten  Abgaben  bezahlen 
oder  aber  solche,  die  die  Angehörigen  meistbegünstigter 
fremder  Staaten  entrichten. 

Der  Einfuhrzoll  ist  auf  3°/0  festgesetzt.  Alle  bis  dahin 
im  Innenverkehr  des  Reiches  üblichen  Abgaben-  werden 
aufgehoben.  An  ihre  Stelle  tritt  eine  einmalige  Steuer 
von  2°/0,  die  bezahlt  werden  muß,  selbst  wenn  die  Waren 
am  Orte  verkauft  werden  (Artikel  5). 

Werden  Güter  nur  zum  Zweck  der  Durchfuhr  nach 
anderen  Ländern  eingeführt,  so  beträgt  der  Durchgangs- 
zoll 3%. 
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Waren,  die  zum  Export  bestimmt  sind,  sollen  zunächst 
frei  von  allen  Abgaben  zum  Hafen  gebracht  werden  können. 
Dort  sollen  sie  bei  ihrem  Eingang  einen  Zoll  von  9°/0, 
bei  der  Abfahrt  „die  schon  von  altersher  festgesetzte  und 
auch  gegenwärtig  beibehaltene  Abgabe  von  3°/0"  bezahlen. 
Ist  jedoch  der  Zoll  von  9°/0  schon  bezahlt  und  geht  die 
Ware  innerhalb  des  Hafens  in  andere  Hände  über,  so  sind 
nur  noch  die  3°/0  zu  entrichten  (Artikel  4). 

Endlich  trifft  der  Vertrag  eine  genaue  Bestimmung  über 
die  Höhe  der  Abgaben  in  türkischem  Gelde. 

Es  war  bis  dahin  oft  geschehen,  daß  die  türkischen 
Beamten  die  zu  verzollenden  Waren  nach  Möglichkeit  über- 
schätzten, um  eine  recht  hohe  Summe  zu  erhalten.  Protestierte 
der  betreffende  Kaufmann  hiergegen,  so  kam  es  zu  meist  end- 
losen Streitigkeiten.  Später  hatte  sich  die  Sitte  heraus- 
gebildet, alle  14  Jahre  Kommissionarien  zu  ernennen,  die 
durch  einen  Tarif  den  Betrag  an  Geld  in  der  Münze  des 
Großherrn  feststellten,  welcher  als  Abgabe  von  3°/0  vom 
Werte  des  Gegenstandes  gezahlt  werden  sollte. 

Da  dieser  Zeitraum  bei  Vertragsabschluß  gerade  ab- 
gelaufen war,  wird  ein  für  7  Jahre  verbindlicher  Tarif  für 
Import  und  Export  beigefügt.  Nach  Ablauf  der  7  Jahre 
kann  innerhalb  von  6  Monaten  jeder  Teil  Tarifänderungen' 
verlangen.  Tut  er  das  nicht,  so  gilt  der  Tarif  als  still- 
schweigend um  7  Jahre  verlängert. 

Wir  sehen,  daß  die  Pforte  neben  wesentlichen  Ver- 
günstigungen in  handelspolitischer  Hinsicht  sich  vor  allen 
Dingen  verpflichtet,  der  Mißwirtschaft  ihrer  eigenen  Beamten 
entgegenzuarbeiten.  Weiterhin  erkennen  wir  hier,  wie  das 
größere  Deutschland  fast  mühelos  die  Früchte  preußischer 
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Arbeit,  insbesondere  der  Politik  unseres  großen  Friedrich 
erntet.  Es  kann  nicht  genug  hervorgehoben  werden,  wie 
wichtig  es  im  Laufe  der  Entwicklung  der  deutsch-türkischen 
Beziehungen  war,  daß  es  Friedrich  gelang,  durch  die  Kapi- 
tulation von  1761  den  Brückenkopf  für  die  beiderseitigen 
Beziehungen  zu  schaffen. 

Für  die  innere  und  äußere  Lage  des  osmanischen  Reiches 
ist  ferner  die  bereits  erwähnte  Sicherheitsklausel  von  großem 
Interesse.  1840  hatte  es  der  deutsche  Zollverein  mit  einer 
bedeutend  schwächeren  und  daher  auch  vorsichtigeren  Türkei 
zu  tun  als  Friedrich  der  Große  1 761 .  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts war  die  Türkei  im  Frieden  von  Kütschück-Kainardsche 
zum  erstenmal  gezwungen  worden,  mohamedanische  Völker- 
stämme der  Oberhoheit  Rußlands  zu  überlassen.  Die  Schlacht 
bei  Navarino  war  geschlagen,  der  türkisch-russische  Krieg  von 
1828  vorüber  und  die  Türkei  weiter  gezwungen  worden,  die 
Loslösung  der  Donaufürstentümer  und  Serbiens  sowie  auch 
Griechenlands  anzuerkennen.  Zwar  war  es  ihr  dann  gelungen, 
den  Marsch  Ibrahim  Paschas  auf  Konstantinopel  aufzuhalten 
und  mit  russischer  Hilfe  Mehmed  Ali  zu  beruhigen.  Dennoch 
war  wohl  der  einzige  Lichtblick  in  all  diesem  Wirrwarr  und 
Verfall  das  damals  gerade  (am  3.  November  1839)  erlassene 
Reformgesetz,  das  sogenannte  Hatt-i-scherif  von  Gülhane, 
das  für  die  Zukunft  des  Reiches  viel  hoffen  ließ. 

Die  Regierung  eines  solchen  Staates  mußte  allerdings 
in  ihren  auswärtigen  Verträgen  sehr  vorsichtig  sein. 

In  Deutschland  machte  der  wirtschaftliche  Zusammen- 
schluß immer  größere  Fortschritte.  Am  4.  April  1853  wurde 
endlich  der  noch  außenstehende  Steuerverein  in  den  Zoll- 
und  Handelsverein  aufgenommen.    Ganz  Deutschland  mit 
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Ausnahme  der  drei  Hansestädte,  Schleswig-Holsteins,  der 
beiden  Mecklenburg  und  Liechtensteins  war  nun  geeint. 

Die  Pforte  hatte  1856  durch  das  Hatt-i-Humajun  neue 
ausgedehnte  Reformen  versprochen,  begann  auch  dieselben 
durchzuführen  und  war  durch  den  Pariser  Frieden  von  1856 
offiziell  in  das  Konzert  der  Großmächte  aufgenommen  worden. 
So  kam  es  denn  bereits  1862  zu  einem  neuen  Vertrage. 

Als  sein  Zweck  wird  angegeben:  man  wolle  durch  einen 
speziellen  zusätzlichen  Vertrag  von  neuem  die  freundschaft- 
lichen, die  Handels-  und  Seebeziehungen  zwischen  dem  Zoll- 
verein und  der  Pforte  regeln. 

Der  Vertrag  ist  als  Ersatz  des  Abkommens  von  1840 
aufgefaßt  und  enthält  im  wesentlichen  dieselben  Bestimmungen 
wie  dieses.  Wir  finden  den  Hinweis  auf  1761,  die  Meist- 
begünstigungsklausel, die  Sicherheitsklausel,  an  Handels- 
bestimmungen: das  Recht  der  freien  Durchfahrt  durch 
Bosporus  und  Dardanellen,  Beschleunigung  der  Fermans, 
Beseitigung  aller  Monopole  und  Abschaffung  der  Teskeres. 

Geändert  werden  die  Zollbestimmungen.  Der  Ausfuhr- 
zoll wird  auf  8°/0  herabgesetzt  und  soll  in  jedem  Jahre 
um  1  °/0  sinken,  bis  er  nur  noch  1  °/0  beträgt. 

Der  Einfuhrzoll,  der  sich  bis  dahin  aus  den  Abgaben 
von  3°/0  und  2°/0  zusammensetzte,  ist  auf  eine  einmalige 
Zahlung  von  8°/0  normiert.  Er  ist  zu  entrichten  im  Augen- 
blick der  Ausschiffung  von  Waren  oder  bei  Einfuhr  über 
Land  im  ersten  türkischen  Zollamt.  Werden  die  Waren 
jedoch  innerhalb  von  6  Monaten  wieder  ausgeführt,  so  sollen 
sie  als  Durchfuhrwaren  angesehen  werden  und  nur  dem 
Transitzoll  unterliegen.    Die  Differenz  zwischen  Einfuhr-  und 


Transitzoll  wird  dem  Kaufmann  vom  türkischen  Zollamt 
ohne  weiteres  zurückgezahlt. 

Der  Transitzoll  wird  auf  2°/0  ermäßigt  und  soll  am 
Schluß  des  achten  Jahres  nach  Vertragsabschluß  auf  i  °/0 
herabgesetzt  werden. 

Die  Dauer  des  Abkommens  wird  auf  21  Jahre  fest- 
gesetzt mit  Kündigungsterminen  am  Schluß  des  7.  und 
14.  Jahres. 

An  besonderen  Bestimmungen  des  Vertrages  sind  noch 
hervorzuheben  ein  Einfuhrverbot  von  Tabak  und  Salz.  Als 
Äquivalent  dafür  wird  die  zollfreie  Ausfuhr  dieser  Artikel 
gestattet  (Art.  10). 

Weiter  wird  die  Einfuhr  von  Kanonen,  Feuerwaffen, 
Pulver,  Munition  verboten.  Der  Handel  hiermit  bleibt  unter 
unmittelbarer  Kontrolle  der  hohen  Pforte. 

Auch  wird  der  Türkei  ausdrücklich  das  Recht  der 
Beschlagnahme  von  Kontrebande  eingeräumt.  Der  Macht, 
der  die  konfiszierten  Waren  gehören,  ist  jedoch  unmittelbar 
Mitteilung  zu  machen  (Art.  14). 

In  den  nun  folgenden  Jahren  machte  die  Pforte  eine 
unruhige  und  schwere  Zeit  durch. 

Unter  Abdul  Asis  wurde  sie  zunächst  gezwungen,  Serbien 
vollständig  zu  räumen.  Großvezire  wurden  in  der  nächsten 
Zeit  ganz  unfähige  Männer,  da  der  Sultan  in  all  seinen  Ent- 
scheidungen nur  von  dem  einen  Gedanken  geleitet  wurde, 
die  alte  Thronfolge  zugunsten  seines  erstgeborenen  Sohnes 
abzuändern.  Als  nun  im  Jahre  1876  Gerüchte  laut  wurden, 
er  wolle  zur  Verwirklichung  seiner  Pläne  die  Russen  nach 
Konstantinopel  rufen,  wurde  er  abgesetzt. 

Diss.  Brehm  er.  4 
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Ihm  folgte  Murad  V.  Murad  verfiel  aber  noch  im 
selben  Jahre  in  Warmsinn  und  wurde  entthront. 

Sein  Nachfolger  wurde  Abdul  Hamid.  Er  verstand  es 
zunächst,  durch  die  überraschend  kommende  Gewähr  einer 
Verfassung  die  Großmächte  für  die  inneren  Angelegenheiten 
seines  Reiches  auszuschalten.  Auch  gab  er,  um  jeden  Kon- 
flikt zu  vermeiden,  im  serbisch-türkischen  Kriege,  trotzdem 
die  Türkei  große  Vorteile  errungen  hatte,  Rußland  gegenüber 
nach.  Trotzdem  brach  diese  Macht  [877  kurzerhand  einen 
Krieg  vom  Zaun.  Anfangs  im  Vorteil  wurde  die  Pforte, 
da  sie  völlig  allein  blieb,  im  Verlauf  des  Kampfes  geschlagen 
und  mußte  den  demütigenden  Frieden  von  San  Stefano  ab- 
schließen. Sie  wurde  fast  ihres  ganzen  europäischen  Gebietes 
beraubt.  Auf  Englands  Intervention  kam  jedoch  unter  Bis- 
marcks Leitung  der  Berliner  Kongreß  zustande,  der  der 
Türkei  einen  Frieden  unter  wesentlich  besseren  Bedingungen 
verschaffte. 

In  der  Folgezeit  suchte  die  Türkei  immer  mehr  ihren 
Anschluß  an  Deutschland  und  Österreich.  Deutsche  Offiziere 
wurden  vom  Sultan  zur  Reorganisation  der  Armee  berufen, 
deutsche  Beamte  leiteten  .1881  die  Finanzreform  ein.  Im 
Anschluß  hieran  kündigte  die  Türkei  im  Frühjahr  1882 
sämtliche  Handelsverträge.  1888  kam  Kaiser  Wilhelm  II. 
zum  erstenmal  nach  Konstantinopel.  Er  wurde  vom  Sultan 
und  Volk  herzlichst  aufgenommen.  Zu  gleicher  Zeit  trat 
deutsches  Kapital  und  deutsche  Intelligenz  energisch  für 
türkische  Reformpläne  ein.  ,  Noch  im  selben  Jahre  erfolgte 
die  Konzession  der  anatolischen  Bahn  an  eine  deutsche 
Kapitalsgruppe.  Ein  Jahr  darauf  wurde  die  Deutsche  Levante- 
Linie  begründet.   Im  Anschluß  an  die  hiervon  zu  erwartende 
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Steigerung  des  Handelsverkehrs  zwischen  beiden  Ländern 
kam  1890  ein  neuer  Vertrag  zustande. 

Wir  haben  auch  hier  wieder  die  Meistbegünstigung  und 
den  Hinweis  auf  1 761 .  Jedoch  rinden  wir  in  diesem  Vertrage 
bedeutend  mehr  als  in  dem  vorhergehenden  die  Gegen- 
seitigkeit betont.  Wir  ersehen  hieraus,  daß  nach  und  nach 
auch  türkische  Kaufleutc  nach  Deutschland  gelangt  waren, 
die  Handelsbeziehungen  also  aufgehört  hatten,  ausschließlich 
einseitig  zu  sein.  Noch  einmal  wird  die  Abschaffung  der 
Teskeres,  ebenso  das  Recht  der  freien  Durchfahrt  garantiert. 
Das  Einfuhrverbot  von  Salz  und  Tabak,  sowie  von  Kriegs- 
gerät wird  aufrechterhalten. 

Bei  der  Handelsschiffahrt  finden  wir  eine  ausführliche 
Bestimmung  über  die  Nationalität  der  Schiffe.  Ein  jedes 
Schiff,  das  nach  deutschem  Recht  als  deutsches  Handels- 
schiff gilt,  wird  auch  von  der  Pforte  als  solches  anerkannt. 
Umgekehrt  will  das  Deutsche  Reich  jedes  Fahrzeug,  das 
nach  türkischem  Recht  für  ein  türkisches  Handelsschiff  gilt, 
als  solches  ansehen. 

Weiterhin  verzichten  beide  Parteien  auf  jede  Schiffahrts- 
abgabe, falls  diese  nicht  auch  von  einheimischen  Schiffen 
oder  von  Schiffen  anderer  meistbegünstigter  Nationen  er- 
hoben wird. 

Was  die  Zollbestimmungen  anbetrifft,  so  ist  der  Einfuhr- 
zoll von  der  Türkei  in  einem  umfassenden  Konventionaltarif 
festgelegt.  Für  das  Deutsche  Reich  gilt  dies  nicht.  Für 
bestimmte  Artikel  behält  sich  die  Pforte  Tarifänderungen 
vor.  Für  Zucker  und  Mehl  sind  ausdrückliche  Zollmaxima 
festgesetzt.  Die  Zölle  sollen  je  nach  der  Wahl  des  Kauf- 
manns in  Gold  oder  Silber  gezahlt  werden. 

4* 
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Der  Ausfuhrzoll  wird  auf  i  °/0  herabgesetzt. 
Durchgangszoll  wird  überhaupt  nicht  mehr  erhoben. 
Völlig  zollfrei  sind  in  Zukunft: 

1.  Muster, 

2.  Reiseutensilien, 

3.  Effekten  und  Gegenstände,  die  für  den  persön- 
lichen Gebrauch  des  deutschen  Gesandten,  der 
Konsuln  und  für  deren  diplomatisches  Personal 
eingeführt  werden, 

4.  alle  mit  der  Post  eingehenden  Wertsendungen, 
insofern  ihr  Bruttogewicht  unter  250  g  ist  und 
die  Zollabgabe  nicht  mehr  als  IOO  Piaster  für 
IOO  kg  beträgt. 

Eine  ganz  besondere  Regelung  erfährt  schließlich  noch 
im  Artikel  1 1  der  Verkehr  mit  Mustern.  Wir  sehen  hier 
schon  deutlich  die  Tätigkeit  des  deutschen  Kaufmanns,  der 
mit  seinem  Musterkoffer  den  türkischen  Markt  zu  erobern 
sucht.  Muster  dürfen  zollfrei  eingeführt  werden  und  während 
eines  Jahres  im  osmanischen  Reich  frei  kursieren.  Bei  ihrer 
Einfuhr  ist  eine  Kaution  dafür  zu  stellen,  daß  sie  auch  wieder 
ausgeführt  und  nicht  in  der  Türkei  verkauft  werden. 

Für  das  zollamtliche  Verfahren  wird  die  Abgabe  einer 
Deklaration  seitens  der  Deutschen  obligatorisch  gemacht. 
Diese  Deklaration  hat  alle  für  das  Zollverfahren  nötige 
Daten  zu  enthalten. 

Auch  das  Kontrebande ; -Verfahren  ist  nochmals  aus- 
drücklich geregelt.  Hier  wird  den  osmanischen  Behörden 
ein  neues  Recht  eingeräumt.  Haben  sie  begründeten  Ver- 
dacht, daß  Kontrebande  im  Speicher  oder  in  der  Privat- 
wohnung irgend  eines  deutschen  Kaufmanns  lagert,  so  dürfen 


—  53  — 


sie  dort  unverzüglich  in  Begleitung  eines  Konsularbeamten 
Haussuchung  halten. 

Der  Vertrag  soll  mit  dem  ihm  beigegebenen  Tarif  am 
i.  März  1891  in  Gültigkeit  treten  und  bis  zum  28.  Februar 
1912  mit  Kündigungsrecht  Ende  des  7.  und  14.  Jahres  währen. 
Durch  Bekanntmachung  vom  23.  Mai  1891  hat  jedoch  das 
Reich  gemäß  einer  ihm  im  Vollziehungsprotokoll  vom 
26.  August  1890  gegebenen  Befugnis  festgesetzt,  daß  der 
Zolltarif  für  die  Einfuhr  nach  der  Türkei  bis  auf  weiteres 
nicht  zur  Anwendung  kommt. 

Für  die  Einfuhr  gilt  also  noch  der  Artikel  5  des  Ver- 
trages von  1862,  d.  h.  der  hier  vereinbarte  allgemeine  acht- 
prozentige  Wertzoll. 

In  der  Folgezeit  sah  sich  die  Pforte  durch  ihre  fort- 
währenden Geldschwierigkeiten  noch  des  öfteren  gezwungen, 
ihre  Haupteinnahmequelle,  den  Einfuhrzoll,  zu  erhöhen. 
Durch  Übereinkunft  der  Großmächte  vom  25.  April  1907 
wurde  der  Einfuhrzoll  auf  1 1  °/0  heraufgesetzt.  191 1  wollte  ihn 
die  Türkei  auf  15%  bringen,  dies  scheiterte  jedoch  an  dem 
Widerstand  Englands.  Kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  ge- 
lang es  ihr  noch,  eine  Erhöhung  auf  14%  durchzusetzen. 

Wir  haben  nach  den  Handelsverträgen  zwischen  der 
Türkei  und  Deutschland  folgendes  Bild: 

1840  beträgt  der  Ausfuhrzoll  bei  Transport  aus  dem 
Inlande  nicht  weniger  als  I2°/Ö,  der  Einfuhrzoll  dagegen 
alles  in  allem  5°/0. 

1862  ist  der  Ausfuhrzoll  auf  8°/0  herabgesetzt  und  soll 
mit  jedem  Jahre  weiter  sinken  bis  zum  Minimum  von  i°/0. 
Der  Einfuhrzoll  ist  auf  8°/0  gestiegen. 

% 
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1890  bleibt,  da  der  Konventionaltarif  nicht  in  Gültigkeit 
tritt,  der  Einfuhrzoll  von  8°/0  bestehen.  Der  Ausfuhrzoll 
ist,  wie  bisher,  1  °/0. 

Ohne  Änderung  des  Ausfuhrzolls  schnellt  der  Einfuhr- 
zoll 1907  auf  11,  1914  auf  14%  empor. 

In  dieser  Zollentwicklung  sehen  wir,  daß  —  obwohl  auch 
die  Steuern  im  Innern  der  Türkei  fortwährend  erhöht  wurden 
—  die  Einfuhrzölle  immer  dazu  dienen  müssen,  die  Finan- 
zen des  türkischen  Reiches  aufzubessern.  Die  aus  den 
Mitteln  des  eigenen  Landes  ermöglichte  Ausfuhr  ist  ver- 
schwindend klein  gegen  die  gewaltige  Einfuhr.  Aus  den 
1890  festgesetzten  Muster-Bestimmungen  ergibt  sich  aber, 
daß  die  Pforte  schon  den  Hauptfehler  ihrer  Finanzpolitik 
erkannt  hat.  Sie  will  dadurch,  daß  sie  durch  Einfluß  von 
außen  mit  allen  Mitteln  den  Kulturzustand  und  damit  die 
wirtschaftliche  Kraft  ihres  Landes  zu  heben  versucht,  die 
Ausfuhrmöglichkeiten  des  Reiches  vergrößern.  Dann 
wird  auch  die  Ausfuhr  anschwellen,  es  wird  sich  ein 
besseres  Verhältnis  zwischen  den  Einnahmen  aus  Ausfuhr- 
und  Einfuhrzoll  ergeben,  und  die  Einkünfte  des  Staates 
wTerden  bedeutend  steigen. 

Daß  die  Hebung  des  Landes  bei  einer  vernünftigen 
Wirtschaft  möglich  ist,  ist  ohne  Zweifel.  Wir  brauchen 
dabei  nur  an  die  natürlichen  Reichtümer  Mesopotamiens 
zu  denken,  das  einst  Millionen  Lebensmöglichkeiten  bot. 

\ 
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V. 

Die  Stellung  der  Deutschen  im  türkischen  Liegenschaftsrecht 
im  Anschluß  an  das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  (16.  Juni  1867). 

So  große  Vorteile  die  deutschen  Staatsangehörigen  in 
anderer  Hinsicht  genossen,  so  schlecht  war  zunächst  ihre 
Stellung  im  Grundstücksrecht.  Es  war  den  Fremden 
schlechthin  verboten,  Grundstücke  in  der  Türkei  zu  erwerben. 
Dies  lag  auch  hier  wieder  an  dem  ungeheuren  Einfluß 
des  Islams  auf  das  osmanische  Staatsleben.  Für  Grundstücke 
galt  das  heilige  Scheriatrecht,  und  das  schloß  selbstverständlich 
alle  Christen  aus  seinem  Rahmen  aus.  Nur  denjenigen 
Christen,  die  mohamedanische  Untertanen  geworden  waren, 
war  Grunderwerb  gestattet. 

Die  Fremden  suchten  sich  zunächst  auf  andere  Weise 
zu  helfen.  In  der  Türkei  hatte  von  jeher  die  , lateinische" 
Kirche  eine  besondere  Stellung  eingenommen.  Die  , La- 
teiner" sind  nach  osmanischem  Staatsrecht  alle  diejenigen 
katholischen  Untertanen,  die  sich  als  direkt  vom  Papst 
in  Rom  abhängig  betrachten.  Es  sind  dies»die  sogenannten 
Levantiner,  die  Katholiken  von  Aleppo  und  Palästina.  Zu 
ihrer  Vertretung  hatten  sie  an  der  Pforte  einen  Vekil, 
welcher  Chef  eines  Büros,  der  sogenannten  lateinischen 
Kanzlei  war.  Die  katholischen  Deutschen  —  und  nur  ihnen 
war  diese  Möglichkeit  gegeben  —  ließen  nun  ihre  Frauen 
in  das  Register  der  lateinischen  Kanzlei  eintragen 
und  konnten  so  Grundstücke  auf  ihren  Namen  erwerben. 
Es  war  dies  natürlich  ein  schwieriger  -  und  unwürdiger 
Zustand. 
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Das  Hatt-i-Humajun  von  1856  kündete  zum  ersten 
Mal  ein.  Gesetz  an,  das  den  Fremden  Grunderwerb  in  der 
Türkei  gestatten  sollte.  Der  Bevollmächtigte  der  Türkei 
auf  dem  Pariser  Frieden,  Ali  Pascha,  bestätigte  die- 
ses Versprechen.  Die  Türkei  erwartete  damals  wohl  im 
Geheimen,  daß  nach  der  Anregung  Ali  Pascha's,  der 
während  der  Sitzungen  die  Schäden  der  Kapitulationen  für 
das  osmanische  Reich  grell  beleuchtet  hatte,  von  Seiten  der 
Mächte  als  Äquivalent  für  dieses  Gesetz  Authebung  der 
Kapitulationen  erfolgen  würde.  Als  dies  nicht  geschah, 
entschloß  sie  sich  erst  nach  wiederholtem  Drängen,  ihr 
Versprechen  wahr  zu  machen.  Endlich  erließ  sie  das  Gesetz 
vom  7.  Sefer  1284.  (19.  Juni  1867.) 

In  diesem  Gesetz  wird  den  Fremden  der  Erwerb  von 
Grundstücken  gestattet,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung, 
daß  ihre  Regierungen  die  zum  Gesetz  erlassenen  Ausfüh- 
rungsbestimmungen, das  sogenannte  Protokoll,  annehmen. 
Deutschland  sowie  die  meisten  anderen  Länder  haben  dies 
in  der  Folgezeit  getan,  ausgenommen  blieben  Rumänien, 
Serbien,  Montenegro.  Den  Angehörigen  letzterer  Staaten 
ist  daher  auch  heute  noch  nicht  der  Erwerb  von  türkischen 
Grundstücken  erlaubt. 

Nach  der  Gleichstellung  mit  dem  Osmanen  in  Bezug 
auf  Erwerb  von  Grundstücken  verlangt  das  Gesetz  aber  auch 
in  allen  Grundstücksangelegenheiten  Unterwerfung  unter 
einheimisches  Recht.  Artikel  2  sagt:  ,, Fremde,  die  Grund- 
stücke besitzen,  müssen  sich  allen  in  Bezug  auf  diese  für 
Osmanen  geltenden  Bestimmungen  unterwerfen,  d.  h. 

1.  Alle  in  Bezug  auf  Vererbung,   Veräußerung,  Ver- 
pfändung von  Grundstücken  geltenden  Bestimmungen 
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und  in  Zukunft  einzuführenden  Gesetze,  Stadt-  und 
Polizeiverordnungen  sind  auch  ihnen  gegenüber 
anwendbar. 

2.  Alle  Pflichten  und  Abgaben,  denen  osmanische 
Grundbesitzer  unterworfen  sind,  sind  auch  von  den 
Fremden  zu  leisten. 

3.  In  allen  Grundstücke  betreffenden  Angelegenheiten 
und  in  Bezug  darauf  entstehenden  Prozessen  haben 
sich  die  Fremden,  selbst  wenn  beide  Parteien  Fremde 
sind,  direkt  an  die  türkischen  Gerichte  zu  wenden. 
Indem  einerseits  die  eigentliche  Staatsangehörigkeit 
selbst  für  die  persönlichen  Angelegenheiten,  wenn 
diese  in  Bezug  stehen  zu  den  von  ihnen  besessenen 
Grunstücken,  ohne  Einfluß  ist  und  andererseits  die 
nach  den  Verträgen  ihren  Personen  und  beweglichen 
Sachen  gewährleistete  Immunität  unangetastet  bleiben 
soll,  werden  jene  Grundstücksprozesse  entschieden, 
ganz  als  ob  nur  Osmanen  beteiligt  wären." 

Die  Pforte  will  also,  was  das  heiligste  Recht  eines  jeden 
Staates,  das  Recht  auf  seinen  Grund  und  Boden,  anbetrifft, 
in  keiner  Weise  dem  Fremden  nachgeben.  Die  Konsular- 
jurisdiktion  wird  hier  völlig  ausgeschaltet,  selbst  wenn  beide 
Parteien  in  Grundstücksprozessen  Deutsche  sind.  Auch  die 
Assistenz  des  der  Türkei  so  verhaßten  Dragomans  wird  be- 
seitigt. Einzig  und  allein  türkisches  Recht  findet  in  allen 
Grundstückssachen  Anwendung. 

Mit  großer  Energie  hat  die  Türkei  diesen  Grundsatz 
durchgeführt.  Alle  Versuche  der  Konsuln,  auch  Grundstücks- 
prozesse durch  Drehung  der  Tatbestände  vor  ihr  Gericht  zu 
ziehen,   sind  an   ihrem   Widerstande    gescheitert.  Immer 
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aufs  neue  hat  sie  in  Rundschreiben  ihren  Gerichten  zur 
Pflicht  gemacht,  Grundstücksprozesse  einzig  und  allein  für 
sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

So  beschränkt  sich  auch  heute  die  Tätigkeit  der  Konsuln 
in  der  Hauptsache  auf  die  Ausstellung  des  bei  Grundstückser- 
werb nötigen  Ilmuhabers,  eines  Idemnitätszeugnisses.  Weiter 
kommen  sie  noch  in  Betracht,  wenn  eine  deutsche  juri- 
stische Person  in  der  Türkei  Grundbesitz  erwerben  will. 
In  diesem  Falle  muß,  da  nach  türkischem  Recht  eine  juristi- 
sche Person  keinen  Grund  und  Boden  besitzen  kann,  das  Land 
auf  den  Namen  eines  Direktors  eingeschrieben  werden.  Das 
Innenverhältnis  zwischen  diesem  Direktor  und  der  Gesellschaft, 
insbesondere  seine  Verfügungsbeschränkung,  regelt  der  Konsul. 

Sonst  sind  also  die  türkischen  Beamten  in  Grundstücks- 
fragen gegen  jeden  fremden  Einfluß  gesichert.  Sie  haben  es 
verstanden,  dies  ordentlich  auszunützen.  Den  Fremden  haben 
sie  nicht  einmal  die  ihnen  von  der  Regierung  gegebenen  In- 
struktionen zugänglich  gemacht.  Bei  der  infolge  seiner  Ge- 
schichte unendlich  verwickelten  Konstruktion  des  islamischen 
Grundbesitzes,  bei  der  Verschiedenheit  der  für  diesen  gelten- 
den Rechtsquellen  ist  es  deshalb  für  den  Fremden  fast  un- 
möglich, sich  einen  Überblick  über  seine  Lage  als  Grund- 
besitzer im  einzelnen  zu  verschaffen. 

Auch  wir  wollen  im  folgenden,  um  nicht  aus  dem 
Rahmen  dieser  Arbeit  hinauszugehen,  nur  das  System  des 
türkischen  Grundbesitzes  im  allgemeinen  und  die  Geschichte 
seiner  Entstehung  betrachten.  Wir  werden  die  Rechtsquellen, 
unter  denen  die  einzelnen  Grundstücksarten  stehen,  nennen 
und  sehen,  welche  Rechte  nach  ihnen  den  Grundstücks- 
besitzern zustehen. 
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Das  System  des  türkischen  Grundbesitzes  rinden  wir, 
abgesehen  von  dem  unter  Soliman  angelegten  Reichsgrund- 
buch, zunächst  in  dem  Grundstücksgesetz  (Kanuname-i  erasi) 
vom  21.  April  1858.  Nach  ihm  wird  der  ganze  Grund  und 
Boden  des  türkischen  Reiches  in  fünf  verschiedene  Klassen 
eingeteilt.    Wir  unterscheiden: 

1.  Mülk-Land, 

2.  Mirije-Land,  * 

3.  Vaquf-Land, 

4.  Metruke-Land, 

5.  Mevat-Land. 

Metruke-Land  und  Mevat-Land  können  wir  hier  aus- 
schalten. Metruke-Land  sind  Grundstücke,  die  dem  Nutzen 
der  Gesamtheit  dienen.  Mevat- Länder  sind  Ödländer,  die 
in  niemandes  Besitz  stehen.  Diese  beiden  Arten  fallen  daher 
von  vornherein  für  unsere  Betrachtung  aus. 

Unter  Mülk-Land  (Erasi-i-memluke)  haben  wir  Grund- 
stücke zu  verstehen,  die  im  völligen  Privateigentum  des 
Besitzers  stehen.  Sie  werden  im  türkischen  Recht  als  be- 
wegliche Dinge  betrachtet,  und  für  sie  gelten  die  Vor- 
schriften des  türkischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  der 
Medjelle  von  1868—1876. 

Das  Mülk-Land  gibt  seinem  Eigentümer  ungefähr  die- 
selben Rechte,  die  das  Eigentum  an  Grundstücken  in  unseren 
Gesetzen  verleiht.  Im  einzelnen  hat  hier  der  Herr  (sahib) 
die  Möglichkeit  des  Verkaufs  (bei),  weiter  des  Verkaufs 
unter  Vorbehalt  des  Rückkaufs  (bei  bil  vefa)  und  endlich 
des  Verkaufs  unter  Vorbehalt  der  Nutzungen  (istighlal).  Er 
darf  sein  Grundstück  verschenken  (Schenkung  =±  hibe)  und 
es  für  Allgemeinzwecke  stiften  (zum  vakuf  machen).  Ver- 
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pfändung  (rehn),  Vermietung  oder  Verpachtung  (idschar) 
und  Leihvertrag  (iare)  sind  ihm  gestattet.  Er  hat  das  Recht, 
auf  seinem  Grund  und  Boden  Gebäude  zu  errichten  (ebnie 
inschasi)  und  denselben  zu  bepflanzen  (bagh  ihdasi).  Die 
Grundstücksteilung  (taqsim)  zum  Zwecke  der  Veräußerung 
ist  erlaubt,  ebenso  jede  letztwillige  Verfügung  (vasiet).  Die 
Intestaterbfolge  (tevarüs)  ist  im  Medschelle  genau  festgelegt. 
Bei  gänzlichem  Mangel  an  natürlichen  oder  Testamentserben 
tritt  Heimfall  an  den  Staat  (mahluliet)  ein.  Beim  Verkauf 
oder  bei  Nichtvorhandensein  einer  letztwilligen  Verfügung 
und  von  Intestaterben  haben  gewisse  Nachbarn,  die  auf 
dem  Grundstück  eine  Art  von  Servitut  ausüben,  ein  Vorkaufs- 
recht (schüfaa).  Bei  Klagen,  die  sich  auf  das  Grundstück 
beziehen,  tritt  Verjährung  (mururi  zeman)  nach  36  Jahren 
nach  altem  Recht  ein.  Nach  modernem  Recht  erfolgt  die 
Klageverjährung  mit  Ausnahme  einiger  Fälle  schon  nach 
15  Jahren.  Die  Ersitzung  ist  für  Mülk- Grundstücke  nicht 
gestattet. 

Die  nächste  Art  des  türkischen  Grundbesitzes,  das 
sogenannte  Mirije-Land,  hat  seine  Grundlage  im  alttürki- 
schen Lehnswesen.  Die  Mirije- Länder  stehen  heut  in  der 
Hauptsache  unter  dem  Recht  des  Grundstücksgesetzes  vom 
21.  April  I858. 

Die  Einführung  des  türkischen  Lehnssystems  wurde  not- 
wendig durch  die  eigenartige  Entstehungsform  des  türkischen 
Reiches,  Nur  durch  Eroberungen  hatten  die  Sultane  ihre 
Macht  ausgedehnt.  Das  so  unterworfene  Volk  und  Land 
wurde,  um  den  Unterschied  zwischen  der  Zahl  der  Unter- 
worfenen und  der  Minderzahl  der  Osmanen  auszugleichen, 
von  den  Sultanen   irgend  einem   verdienten  Krieger  zum 
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Lehen  (timar)  gegeben.  Dieser  übernahm  dagegen  die  Ver- 
pflichtung, eine  bestimmte  Anzahl  von  Kriegern  für  den 
Kampf  zu  stellen  und  diese  im  Frieden  zu  ernähren  und 
zu  unterhalten.  Mehrere  Lehen  bildeten  einen  Sandschak, 
an  dessen  Spitze  ein  Sandschakbey  stand.  Mehrere  Sandschaks 
bildeten  wieder  ein  Vilajet  unter  einem  Pascha.  Wir  finden 
hier  also  ein  genaues  Abbild  des  deutsch-fränkischen  Lehns- 
wesens, wie  es  sich  unter  den  Merowingern,  allerdings 
unter  anderen  Einflüssen,  herausgebildet  hatte. 

Zunächst  waren  die  Timars  unvererblich.  Das  Ober- 
eigentum (rakaba)  des  Sultans  blieb  strengstens  gewahrt. 
Mit  einem  Timar  belehnt  werden  durfte  allerdings  nur  der 
Sohn  eines  Timarinhabers.  Es  wurde  frei  mit  dem 
Tode  des  Besitzers  oder  außerdem  nach  einer  Vorschrift 
der  Sünna,  falls  der  jeweilige  Besitzer  das  Land  drei  Jahre 
nicht  bebaute.  Wir  sehen  hier,  daß  die  Kultivierung  des 
Landes  mit  als  eine  Hauptaufgabe  des  Lehnsherren  an- 
gesehen wurde. 

Die  Lehnsverfassung  mußte  entarten,  als  die  Osmanen 
aufhörten,  das  ursprüngliche  Kriegervolk  zu  sein  und  unter 
Mohamed  III.  anfingen,  zu  verweichlichen.  Die  Zahl  der 
von  den  einzelnen  Vilajets  zu  stellenden  Krieger  wurde 
immer  geringer.  Die  Sultane  verschleuderten  die  Lehen 
oft  an  ihre  Günstlinge,  ohne  irgendwelche  Rücksicht  auf 
ihre  ursprüngliche  Bestimmung,  dem  Staat  ein  stolzes  Heer 
zu  liefern,  zu  nehmen. 

1839  wurde  die  entartete  Lehensverfassung  aufgehoben. 
Die  bis  dahin  die  Lehen  bildenden  Länder  wurden  nun- 
mehr Mirije-Land  genannt. 
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Das  Mirije-Land  steht,  wie  die  alten  Lehen,  im  Ober- 
eigentum des  Staates.  Gegen  eine  bestimmte  Abgabe  wird 
das  Land  an  Private  zum  nutzbaren  Eigentum  überwiesen. 
Es  handelt  sich  hier  meist  um  Ackerland,  das  zum  Zweck 
der  Kultivierung  gegeben  wird.  Ein  solcher  Eigentümer 
von  Mirije-Land  übt  an  und  für  sich  dieselben  Rechte  aus 
wie  der  römische  Emphyteuter  oder  Superficial  Nach 
außen  steht  er  vollständig  selbständig  da.  Er  kann  sein 
Land  verkaufen,  verschenken,  verpfänden.  Ja,  es  ist  ihm  sogar 
eine  gesetzliche  Erbfolge  (intiqual)  zugesichert.  Im  Innen- 
verhältnis dem  Staate  gegenüber  ist  er  jedoch  bei  bestimmten 
Angelegenheiten  auf  die  Zustimmung  des  Staates  angewiesen. 
Insbesondere  darf  er  Handlungen,  die  den  Charakter  des 
Grundstücks  selbst  verändern  würden,  als  da  ist  Errichtung 
von  Gebäuden,  Bepflanzung,  Teilung  des  Grundstücks,  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Fiskus  (Beit  ul  mal)  vornehmen. 
Der  Grund  ist  darin  zu  finden,  daß  die  Länder  zur  Kulti- 
vierung gegeben  wurden,  eine  Veränderung  ihrer  Bestim- 
mung daher  nicht  ohne  weiteres  möglich  sein  sollte.  Auch 
zum  Verkauf  (firagh),  zum  firagh  bil  vefa  und  zum  istighlal, 
sowie  zur  Schenkung  (medschanen  firagh)  bedarf  er 
landesherrlicher  Erlaubnis.  Dieselbe  ist  auch  nötig,  falls 
er  das  Grundstück  zum  vakuf  machen  will.  Ein  An- 
spruch des  Mitbesitzers  oder  Nachbars  auf  Vorkauf 
ist  auch  bei  Mirije-Land  gegeben.  Er  heißt  hier  halit-u 
scherik  talebi.  Heimfall  an  den  Staat  (mahluliet)  erfolgt 
bei  Mangel  der  nächsten  natürlichen  Erben  und,  wie  bei 
den  alten  Lehen,  falls  das  Grundstück  3  Jahre  lang  nicht 
kultiviert  wird.  Die  Klageverjährung  (mururi  zeman)  erfolgt 
zwischen  Privaten  in  10  Jahren,  in  einigen  Ausnahmefällen 
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innerhalb  von  36  Jahren.  Ersitzung  (hakki  karar)  ist  hier 
innerhalb  von  10  Jahren  möglich.  Es  wird  bei  ihr  kein 
justus  titulus  verlangt,  sondern  es  genügt  ein  Putativtitel. 

„Nord"  Seite  9  sagt  über  den  Charakter  dieses  Mirije- 
Landes: 

„Das  Recht  des  Eigentümers  von  Mirije-Land  ähnelt 
also  sehr  der  Emphyteuse  des  gemeinen  Rechts.  Es  ist  ein 
beschränktes  Eigentum,  ein  Nutzungsrecht  an  einer  fremden 
Sache.  Der  Eigentümer  hat  den  vollen  Sachbesitz,  der 
Obereigentümer,  der  Staat,  die  nuda  proprietas,  das  all- 
gemeine Verfügungsrecht." 

Die  dritte  Klasse  des  Grundbesitzes  endlich  sind  die 
Vakuf-Ländereien.  Das  Wort  „vakuf"  an  sich  bedeutet: 
Festlegen,  Ruhen  machen.  Unter  den  Vakuf-Ländereien 
haben  wir  Länder  zu  verstehen,  die  dem  Einzelnen  entzogen 
sind,  um  dem  Nutzen  der  Allgemeinheit  zu  dienen,  d.  h. 
also  zu  wohltätigen  Zwecken  gestiftete  Grundstücke. 

Ihren  Ursprung  haben  diese  Stiftungen  in  dem  Ausspruch 
des  Propheten,  der  in  der  Sünna  folgendermaßen  wieder- 
gegeben ist: 

„Die  Werke  des  Menschen  hören  mit  seinem  Tode  auf: 
nur  drei  Dinge  gehen  nicht  unter:  ewigwährende  Almosen, 
die  Wissenschaft  und  rechtschaffene  Kinder,  die  über  den 
Tod  des  Vaters  hinaus  beten." 

Diesem  Gebot  folgten  die  gläubigen  Muselmanen  und 
stifteten  weite  Ländereien  zu  wohltätigen  Zwecken,  um  so 
das  Gebot  des  ewigwährenden  Almosen  zu  erfüllen.  Es 
kamen  nach  geistlichem  Recht  nur  freie  Mülk-Lände- 
reien  dafür  in  Betracht.  Jedoch  war  es  dem  Stifter  völlig 
freigestellt,    den    Zweck    seiner   Stiftungen    im  einzelnen 
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zu  bestimmen.  Man  nannte  diese  von  einem  Einzelnen 
gemachten  Stiftungen  „eigentliche"  Vakuf-Grundstücke. 

Ihnen  gegenüber  stehen  die  „uneigentlichen"  Vakuf- 
Grundstücke.  Man  versteht  darunter  Mirije-Länder,  die  vom 
Sultan  selbst  oder  mit  dessen  Zustimmung  zu  Vakuf 
gegeben  worden  sind. 

Die  Vakuf-Besitzungen  bilden  einen  ungeheuren  Teil 
des  türkischen  Reiches.  Ihr  Wert  wird  auf  nicht  weniger 
als  2  Milliarden  Francs  und  ihre  Erträgnisse  auf  20  Millionen 
Francs  im  Jahre  geschätzt.  Die  Verwaltung  der  Vakuf  untersteht, 
insofern  nicht  die  einzelnen  Stifter  etwas  anderes  bestimmt 
haben,  dem  sogenannten  Evkaf-Ministerium  (Evkaf  ist  der 
Plural  von  Vakuf).  Es  ist  dies  ein  Körper  von  fast  2000 
Beamten.  An  seiner  Spitze  steht  ein  besonderer  Minister 
(nahir),  ihm  beratend  zur  Seite  ein  Rat  von  17  Mitgliedern. 

Man  hat,  um  die  türkischen  Finanzen  aufzubessern, 
Versuche  unternommen,  die  Vakuf-Länder  zu  säkularisieren. 
Jeder  Plan  aber,  auf  diese  Weise  den  Besitz  und  das  Nutzungs- 
recht der  Toten  Hand  abzulösen,  scheiterte  an  dem  Mangel 
an  barem  Gelde.  Die  einzige  Folge  dieser  Versuche  war, 
daß  die  Vakuf-Güter,  die  bis  dahin  sich  nur  auf  die 
Kinder  eines  mit  solchem  Lande  Beliehenen  forterbten,  von 
nun  ab  auch  auf  entferntere  Verwandte  fallen  konnten.  Es 
wurde  dafür  eine  Abgabe  von  3°/0  des  Grundstückswertes 
verlangt.  ' 

Was  die  Gesetze  anbelangt,  denen  die  Vakuf  unterstehen, 
so  ist  zu  bemerken,  daß  die  eigentlichen  Vakuf-Länder  ganz 
verwickelten  alten  Rechtsbestimmungen  unterworfen  sind, 
die  bis  jetzt  teilweise  noch  gar  nicht  kodifiziert  sind.  Un- 
eigentliche Vakuf-Grundstücke,  die  ja  an  und  für  sich  nichts 
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anderes  darstellen  als  Mirije-Land,  dessen  Abgabe  einer 
frommen  Stiftung  zugewandt  ist,  unterstehen  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  des  Grundstücksgesetzes  von  1858. 

Über  die  Stellung  eines  Fremden,  der  heute  Vakuf-ßesitz 
inne  hat,  ist  ungefähr  folgendes  zu  bemerken: 

Auch  er  hat  das  Recht  des  Verkaufs  (firagh),  des  Ver* 
kaufs  unter  Vorbehalt  des  Rückkaufs  (firagh  bil  vefa)  und 
des  Verkaufs  unter  Vorbehalt  der  Nutzung  (istighlal).  Er 
bedarf  aber  zur  Vornahme  dieser  Rechtsgeschäfte  der  Er- 
laubnis des  Evkaf-Ministeriums.  Für  die  Schenkung  (med- 
schanen  firagh)  gilt  dasselbe.  Verpfändung,  Vermietung, 
Verpachtung,  Leihvertrag  sind  wie  bei  Mirije-Land  nicht 
zulässig.  Für  die  Errichtung  von  Gebäuden  (ebnie  inschasi), 
die  Bepflanzung  (bagh  ihdasi)  und  für  die  Teilung  des 
Grundstücks  zu  Verkaufszwecken  (taqsim)  ist  auch  hier  die 
Zustimmung  des  Evkaf-Ministeriums  obligatorisch-  Wie  bei 
Mirije-Land  hat  er  kein  Recht  zur  letztwilligen  Verfügung. 
Intestaterbfolge  ist  gegeben,  jedoch  anders  geordnet  wie  bei 
Mülk-  und  Mirije-Land.  Ein  Vorkaufsrecht  der  Nachbarn 
ist  nicht  vorhanden,  ebenso  keine  Ersitzung.  Bei  Mangel 
der  nächsten  natürlichen  Erben  tritt  auch  hier  Heimfall  an 
den  Staat  (mahluliet)  ein.  Die  Klageverjährung  (mururi  zeman) 
beträgt  zwischen  Privaten  15  Jahre  und  für  die  Klagen  des 
Evkaf-Ministeriums  gegen  Private  36  Jahre. 


Diss.  Brehm  er. 
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Schluß. 

Deutschland  und  die  Türkei  in  ihren  jüngsten  Beziehungen. 

Wir  haben  im  Verlaufe  der  Arbeit  die  Beziehungen  zwischen 
der  Türkei  und  Deutschland  bis  ungefähr  zum  Jahre  1890  ver- 
folgt. In  den  kommenden  Jahren  wurden  diese  Beziehungen 
immer  herzlicher.  Es  war  dies  in  der  Hauptsache  dem  Einfluß 
unsers  Kaisers  Wilhelm  IL  zu  danken.  Nach  seiner  Fahrt 
von  1888  trat  Kaiser  Wilhelm  1897  eine  zweite  Konstan- 
tinopel-Reise an.  Er  verstand  es,  durch  sein  Auftreten  auf 
dieser  Reise  den  deutschen  Einfluß  in  der  Türkei  gewaltig 
zu  heben  und  dem  deutschen  Kaufmann  den  Weg  zu  bahnen. 
Auch  machte  sein  Ausspruch,  er  betrachte  sich  als  Schirm- 
herrn und  Freund  aller  Moslim,  auf  die  Bevölkerung  einen 
großen  Eindruck. 

Deutsche  Offiziere  hatten  bei  der  Heeresreform,  deutsche 
Finanzmänner  bei  der  Finanzreform  ihre  Tüchtigkeit  be- 
wiesen.  Der  deutsche  Kaufmann  stand  ihnen  nicht  nach. 

1877  ist  die  Ausfuhr  von  unseren  Hafenstädten  nach 
der  Türkei  noch  so  gering,  daß  sie  in  den  Statistiken  über- 
haupt nicht  angeführt  wird.  1888  dagegen  hat  der  Wert 
der  Ausfuhr  von  Deutschland  nach  der  Türkei  bereits  die 
Höhe  von  n3/4  Millionen,  die  Einfuhr  aus  der  Türkei  23/4 
Millionen  erreicht. 

1898  betrug  die  Ausfuhr  über  dreimal  soviel,  d.  h. 
37  Millionen,  die  Einfuhr  aus  der  Türkei  sogar  elfmal 
soviel,  2g1/2  Millionen. 

Im  Jahre  191 3  beträgt  endlich  der  gesamte  Außenhandel 
.zwischen  Deutschland  und  der  Türkei  nicht  weniger  als 
250  Millionen  Mark! 
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In  großen  Volkskreisen  unseres  Vaterlandes  wurde  auch 
durch  diese  Handelsbeziehungen  Vertrauen  auf  die  innere 
Kraft  des  türkischen  Reiches  wachgerufen.  1881  befinden 
sich  4,32  Millionen  türkischer  Pfund  an  türkischen  Staats- 
anleihen in  den  Händen  von  Deutschen,  1898  über  das 
Doppelte,  9^/2  Millionen  Pfund. 

Weiter  schätzte  man  um  1878  das  ganze  in  der  Türkei 
angelegte  deutsche  Kapital  auf  ca.  40  Millionen  Mark.  Heute 
arbeitet  in  der  Türkei  ungefähr  eine  Milliarde  deutschen 
Geldes ! 

Diese  Zahlen  sagen  mehr  als  alle  Worte,  wie  die  deutsch- 
türkischen Beziehungen  unter  dem  Einfluß  unseres  Kaisers 
immer  inniger  geworden  sind.  • 

Einen  entscheidenden,  auch  die  kühnsten  Hoffnungen 
übertreffenden  Erfolg  brachte  uns  Deutschen  jedoch  erst 
der  Weltkrieg. 

Beim  Ausbruch  des  Krieges  erkannten  die  türkischen 
Staatsmänner,  daß  jetzt  die  Schicksalsstunde  ihres  Reiches 
geschlagen  habe. 

Seit  1900  war  trotz  aller  Reformen  und  trotz  aller  An- 
strengungen des  besten  Teils  der  Bevölkerung  ein  Glied  des 
osmanischen  Reiches  nach  dem  andern  abgebröckelt.  1908 
waren  Bosnien  und  Herzegowina  von  Österreich  endgültig 
annektiert  worden,  in  dem  italienischen  Kriege  verlor  die 
Türkei  Tripolitanien  und  endlich  in  dem  Balkankriege  fast 
ihre  ganzen  europäischen  Besitzungen.  Der  Augenblick  der 
völligen  Aufteilung  des  osmanischen  Reiches  durch  die  Groß- 
mächte erschien  nicht  mehr  fern.  In  diesen  Zeiten  aber 
hatten  die  Türken  trotz  aller  französischen  und  englischen 
Lügen    erkannt,   daß  einzig   und  allein  die  Mittelmächte, 
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Deutschland  und  Österreich,  ein  Interesse  am  Bestehen  einer 
in  sich  gefestigten  Türkei  hatten.  Sie  wußten,  daß  mit  eben 
diesen  Mächten  ihr  eigener  Staat  stand  und  fiel.. 

So  tat  denn  Oktober  1914  die  Türkei  den  großen  Schritt. 
Sie  nahm  den  Kampf  mit  den  uns»feindlichen  Großmächten 
auf.  Bis  heute  (April  19 16)  hat  sie  ihn  mit  einer  alle  Welt 
überraschenden  Energie  siegreich  durchgeführt. 

Im  Anschluß  an  die  Kriegserklärung  erfolgte  dann  von 
Seiten  der  Türkei  ein  Entschluß  von  höchster  politischer 
Bedeutung:  Die  Türkei  hob  ihrerseits  alle  Kapitulationen  auf. 

Es  sind  also  mit  einem  Schlage  alle  Vorrechte,  die  den 
Angehörigen  der  Kapitulationsstaaten,  unter  ihnen  auch  den 
Deutschen  und  Österreichern,  von  der  Türkei  zugesichert 
waren,  beseitigt.  Auch  die  Konsularjurisdiktion  ist  erledigt. 
Die  Stellung  eines  Deutschen  in  der  Türkei  wird  also  in 
Zukunft  in  ihren  Umrissen  sich  nicht  anders  darstellen,  wie 
die  Stellung  eines  Türken  in  Deutschland. 

Wir  Deutsche  brauchen  aber  darüber  nicht  zu  trauern. 
Die  Bande,  die  uns  jetzt  miteinander  vereinigen,  das  für  eine 
gemeinsame  Sache  vergossene  Blut  werden  Deutschland  und 
die  Türkei  fester  aneinanderschließen,  als  alles  Kapitulations- 
recht es  je  vermochte.  Die  Kapitulationen  waren  das  Gängel- 
band, an  dem  die  Großmächte  bis  jetzt  das  unmündige  Kind, 
die  Türkei,  nach  ihrem  Belieben  leiteten  und  oft  mißleiteten. 
Das  Kind  ist  nun  mündig  geworden,  hat  sein  Gängelband 
zerrissen  und  will  selbst  gehen.  Wir  Deutsche  werden 
ihm  auf  seinem  Wege  helfen,  wo  wir  es  nur  irgend  können. 

Zunächst  aber  müssen  wir  den  endgültigen  befreienden 
Sieg  gemeinsam  erringen! 
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Lebenslauf. 


Am  11.  Januar  1893  wurde  ich  als  Sohn  des  Prokuristen  der  Deutschen 
Bank  Otto  Brehm  er  und  seiner  Ehefrau  Martha  geb.  Rostock  zu  Berlin 
geboren.  Ich  wurde  im  evangelischen  Glauben  erzogen.  Zunächst  besuchte 
ich  das  Prorealgymnasium  in  Friedrichshagen,  dann  das  Helmholtz-Real- 
gymnasium  in  Schöneberg. 

Ich  studierte  von  Ostern  191 1  ab  in  Genf,  Berlin  und  Greifswald  die 
Rechts-  und  Staatswissenschaften.  Anfang  August  1914  bestand  ich  am 
Kammergericht  die  erste  juristische  Staatsprüfung  und  wurde  am  2.  Sep- 
tember 1914  zum  Referendar  im  Bezirke  dieses  Gerichts  ernannt.  Bereits 
während  meines  Studiums  habe  ich  mich  privatim,  später  am  Seminar  für 
orientalische  Sprachen  mit  der  Erlernung  der  türkischen  Sprache  beschäftigt. 

Bei  Beginn  des  Krieges  trat  ich  als  Kriegsfreiwilliger  in  das  Heer  ein, 
wurde  an  der  Rawka  verwundet  und  infolge  meiner  Verwundung  vom 
Heeresdienst  zurückgestellt. 


